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stellt, indem die AG alle Akteure in der Pflicht sieht, „Verbesserungen im gemeinsamen 

Miteinander anzustreben und Schwellen abzubauen“ (ebd.: 10). 

Nach einer intensivierten Beschäftigung mit dem medial vermittelten Bild des Is-

lams in Deutschland stellen die AG-Teilnehmer vor allem eine überproportionale Fo-

kussierung auf Gewaltaspekte fest. Dies verbinden sie in ihrem ersten Zwischenbericht 

an das Plenum mit der Forderung nach einer verantwortungsvollen, vorurteilsfreien und 

differenzierten Berichterstattung. So sollen unter anderem „mehr alltagsnahe Themen 

zum islamischen Leben in Deutschland aufbereitet werden“ (ebd.: 11). Die Vermittlung 

eines ausgewogeneren Islambildes kann durch eine objektivere Berichterstattung und 

die „Rekrutierung von mehr Medienschaffenden mit Migrationshintergrund“ erreicht wer-

den (Bundesministerium des Innern 2009b: 25f.). Mit Blick auf die in Deutschland geltende 

Pressefreiheit wird in diesem Zusammenhang immer wieder die Verantwortung der Journa-

listen sowie die Notwendigkeit einer kritischen Reflexion des eigenen medialen Handelns 

betont. Als eine erste konkrete Maßnahme wird in Zusammenarbeit mit der Herbert Quandt-

Stiftung ein runder Tisch von deutschen und türkischen Journalisten in Berlin gegründet 

(Hermani 2011b: 31).  

Als weiteres Ergebnis der AG-Arbeit wird im zweiten Resümee die Umsetzung einer 

eigenen Internetseite (www.deutsche-islam-konferenz.de) hervorgehoben, die als zusätzli-

ches Informationsangebot für den gesellschaftlichen Diskurs über den Islam in Deutschland 

dienen soll. Nach Betrachtung der Öffentlichkeits- und Informationsarbeit der islamischen 

Verbände konstatieren die Arbeitsgruppenmitglieder allgemeine Defizite und Schwächen. 

Sie schlagen den Vereinigungen eine effizientere Kooperation mit Medienvertretern vor, die 

durch spezielle Schulungen, Kennenlerngespräche und die Einführung von Pressesprecher-

positionen in möglichst jeder Moschee erreicht werden soll (ebd.: 28). 

5.4.3.2 Zwischenfazit 

In einer einordnenden Betrachtung der Arbeitsgruppen-Resultate lässt sich analog zu 

den Ergebnissen der AGs 1 und 2 feststellen, dass es sich bei ihnen hauptsächlich um 

unverbindliche Appelle und Handlungsempfehlungen handelt. Wenngleich es sinnvoll 

und hilfreich ist, Ratschläge für die Praxis zu formulieren, ist die Realisierungswahr-

scheinlichkeit von Vorschlägen aus AG 3 besonders auf den Willen und die Einsatzbe-

reitschaft Dritter angewiesen. Dazu zählen nicht nur die Länder und die Kommunen, 

sondern insbesondere auch die Medien, die einen zentralen Diskussionsfaktor im Ar-

beitsgruppen-Diskussionsprozess darstellen. Der strikte Ausschluss der Öffentlichkeit 
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aus den Beratungen auf Arbeitsebene der DIK erweist sich in diesem Fall als besonders 

kontraproduktiv. Faktisch ist es so, dass sich Wirtschaftsexperten, Wissenschaftler, Po-

litiker, muslimische Einzelpersonen und Verbandsfunktionäre mit ausgewählten Medi-

envertretern über die Medien als latenten Akteur und die Verbesserung des öffentlichen 

Islambildes austauschen – und das in einem vergleichsweise kleinen Kreis ohne direkte 

Einbeziehung der adressierten Öffentlichkeit. Dieses Vorgehen mindert nicht nur den 

Verbindlichkeitscharakter der gemeinsam erarbeiteten Vorschläge, sondern führt auch 

dazu, dass ein Großteil der relevanten Medienakteure – bei einer AG-Größe von gerade 

einmal 30 Personen – überhaupt nicht in den Diskussionsprozess eingebunden werden.  

Flankierend erweisen sich viele Ideen und Vorschläge als schwierig in die Praxis 

umzusetzen, da für einen Großteil der Empfehlungen zusätzliche finanzielle Mittel und 

personelle Ressourcen aufgewendet werden müssen. Wenngleich die vorgebrachten 

Medienschulungen oder die Einrichtung von lokalen Pressesprecherpositionen durchaus 

sinnvolle Verbesserungsvorschläge darstellen und den Professionalisierungsgrad erhö-

hen können, sind sie von den lokalen Moscheeverbänden, aber auch deren Dach- und 

Spitzenverbänden nicht ohne Weiteres realisierbar. Hierbei kommt auch der Umstand 

negativ zum Tragen, dass auch den größten islamischen Organisationen bisher die An-

erkennung als Religionsgemeinschaften und Körperschaften des öffentliches Rechts 

fehlt. Damit können sie nicht auf steuerliche Finanzierungsinstrumente zurückgreifen, 

sondern sind weiterhin auf Spenden und Mitgliedsbeiträge als primäre Einnahmequelle 

angewiesen. 

5.4.4 Gesprächskreis: Sicherheit und Islamismus 

Beim vierten Diskussionsforum auf der Arbeitsebene der Islam Konferenz handelt es 

sich um den Gesprächskreis Sicherheit und Islamismus, in dem im Wesentlichen sicher-

heitspolitische Themen und mögliche Präventionsmaßnahmen erörtert werden.191 Der 

beigeordnete GK unterscheidet sich in Abgrenzung zu den Arbeitsgruppen nicht nur 

durch seine Bezeichnung, sondern weist auch andere Charakteristika vor allem im Hin-

blick auf seine Zusammensetzung auf. In Abgrenzung zu den AGs sind in ihm neben 

staatlichen Vertretern nur muslimische Verbandsakteure, jedoch keine Einzelmuslime 

vertreten. Ergänzt wird der Teilnehmerkreis durch Islamexperten der Bundeszentrale für 

politische Bildung, der Friedrich-Ebert- und Konrad-Adenauer-Stiftung und durch den 
                                                
191  Bei diesem Gremium handelt es sich gewissermaßen um den institutionalisierten Nachfolger der in Kapitel 

5.2.1 genannten Treffen zwischen Sicherheitsbehörden und islamischen Verbänden. 
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Wissenschaftler Johannes Kandel (Deutsche Islam Konferenz 2010: 304ff.; Hermani 

2011b: 31). Inhaltlich konzentriert sich die Dialogrunde daher auch auf den Themen-

komplex Innere Sicherheit, islamistische Bestrebungen gegen die freiheitliche demo-

kratische Grundordnung der BRD sowie das Thema Prävention und Aufdeckung von 

islamistisch-extremistisch motivierten Gewalttaten (Bundesministerium des Innern 

2007: 4).  

5.4.4.1 Themen und Diskussionsschwerpunkte im GK 

In der ersten Arbeitsphase behandelt das Gremium schwerpunktmäßig Fragen zur loka-

len Zusammenarbeit von Polizei und Moscheevereinen, deren Form, Ausgestaltung und 

Grenzen anhand von Beispielprojekten diskutiert werden. Auf Basis dieser Bestands-

aufnahme identifiziert der Gesprächskreis eine Reihe von Erfolgsfaktoren wie die flä-

chendeckende Benennung von festen Ansprechpartnern auf Seiten der Polizei und der 

Vereine, die konsequente Einbindung der im jeweiligen Sozialraum relevanten Akteure, 

das Vorhandensein eines nachhaltigen Interesses bei den Führungspersonen oder auch 

die Erkenntnis, dass es sich bei einer Kooperation um eine langfristige Aufgabe handelt 

(Bundesministerium des Innern 2008d: 12). In diesem Zusammenhang schlagen die 

GK-Mitglieder in ihrem ersten Zwischenresümee an das Plenum die Schaffung einer 

Clearingstelle vor, die als Koordinierungsinstanz Informationen über bereits praktizierte 

Kooperationsprojekte, aber auch Namen von Ansprechpartnern und Referenten vermit-

teln und bei der Bereitstellung von Informationsmaterialien helfen soll (ebd.).192  

Mit den Schlussfolgerungen zur Arbeit der deutschen Sicherheitsbehörden im Be-

reich Islamismus beleuchten die Gesprächskreismitglieder die Rolle der Verfassungs-

schutzorgane und stellen in diesem Kontext heraus, dass es die Verantwortung der Ge-

samtgesellschaft ist, islamistischen Bestrebungen in einem gemeinsamen Schulter-

schluss entgegenzuwirken. Die wichtigsten Instrumente hierfür sind aus Sicht der Ge-

sprächskreisteilnehmer die staatliche Gefahrenabwehr, Integrationspolitiken und zivil-

gesellschaftliche Dialoge (ebd.: 15). Ein besonderes Augenmerk wird im Zwischen-

bericht auch auf Bildungsarbeit von islamischen Organisationen und damit verbundenen 

Radikalisierungsfaktoren geworfen. Obschon immer wieder betont wird, dass es keinen 

unmittelbaren Zusammenhang zwischen ihrer Bildungsarbeit und terroristischen An-

schlägen gibt, wird jedoch auch auf die radikalisierende sowie desintegrierende Wir-

                                                
192  Die vom Gesprächskreis empfohlene Einrichtung einer Clearingstelle wird noch im Jahr 2008 umgesetzt und 

beim BAMF angesiedelt (Deutsche Islam Konferenz 2010: 10).  
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kung bestimmter islamischer Bildungsinhalte verwiesen (ebd.). Daher obliegt den Schu-

lungseinrichtungen eine große Verantwortung und eine wichtige Funktion bei der Ver-

mittlung von islamischen Glaubensinhalten. Für den Gesprächskreis haben die Organi-

sationen ferner die Aufgabe, sich von islamistischen Einflüssen abzugrenzen und in 

ihrer Arbeit eine kritische Auseinandersetzung mit islamistischen Gruppierungen und 

Strömungen zu pflegen.  

Die dafür notwendige transparente Arbeit von muslimischen Organisationen bil-

det den thematischen Diskussionsschwerpunkt in der zweiten Arbeitsphase, die in acht 

Sitzungen zwischen November 2007 und Juni 2009 stattfindet. In diesen Zeitraum sind 

insbesondere zwei Punkte von besonderer Bedeutung. Einerseits gelingt es dem Gremi-

um nicht, sich auf inhaltlicher Ebene auf einen gemeinsamen Islamismus-Begriff zu 

einigen. Die Debatte über dessen Gehalt, seine Ursachen, Geschichte, Verbreitung und 

sein Gefahrenpotential führt zu keinem abschließenden Ergebnis und wird daraufhin 

vertagt (Bundesministerium des Innern 2009b: 30). Auf der anderen Seite ist es den 

beteiligten Akteuren – mit Ausnahme des Islamrates – möglich, sich auf eine Reihe von 

gemeinsamen Schlussfolgerungen zu einigen, die sich mit der Arbeit von muslimischen 

Verbänden und deren Verhältnis zum deutschen Staat beschäftigen. Sie bilden im We-

sentlichen auch die Quintessenz des Gesprächskreis-Abschlussberichtes und lauten fol-

gendermaßen (ebd.: 30f.): 

1) Die Teilnehmer des Gesprächskreises sind der Auffassung, dass wechselseitige Offenheit 

eine Grundvoraussetzung für die Zusammenarbeit zwischen islamischen Organisationen 

und staatlichen Institutionen ist.  

2) Dies bedeutet auch, aktiv etwaige extremistische Bestrebungen in der muslimischen Be-

völkerung zu problematisieren und – z.B. im Rahmen der Bildungsarbeit – auch selbst-

ständig dagegen vorzugehen. In diesem Zusammenhang ist eine enge Kooperation mit 

den Sicherheitsbehörden hilfreich und den islamischen Organisationen willkommen.  

3) Transparenz muss auch einschließen, finanzielle und tatsächliche Einnahmen – auch aus 

dem Ausland – offen zu legen und zu diskutieren.  

4) Die islamischen Verbände erklären, islamistisch-extremistische Propaganda, Schriften 

und Publikationen in ihren Einrichtungen nicht zu dulden.  

5) Der praktische Erfolg unserer Arbeit in der Deutschen Islam Konferenz hängt wesentlich 

davon ab, dass die Arbeitsergebnisse innerhalb der islamischen Organisationen und dar-

über hinaus auch der muslimischen Bevölkerung Deutschlands bekannt gemacht und – 

wo erforderlich – auch umgesetzt werden.  
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6) Die Mitglieder des Gesprächskreises sind sich einig, dass gemeinsame Projekte von staat-

lichen Stellen und islamischen Organisationen zur Extremismus- und Radikalisierungs-

prävention Erfolg versprechend sind. Der Gesprächskreis wird sich daher in seinen kom-

menden Sitzungen verstärkt dem Thema der praktischen Umsetzung des Präventionsan-

satzes widmen. Als erstes Projekt hierzu wird eine gemeinsame Publikation mit dem Titel 

‚Muslime für Freiheit und Vielfalt’ erarbeitet. 

5.4.4.2 Zwischenfazit 

Die abschließenden Ausführungen der Gesprächskreismitglieder greifen in Teilen noch 

einmal Punkte aus dem ersten Zwischenresümee des Gremiums auf und definieren er-

gänzend eine Reihe von Transparenzkriterien für muslimische Organisationen. Sie um-

fassen finanzielle, inhaltliche und verhaltenstechnische Gesichtspunkte. Im vorletzten 

Punkt gehen die Verantwortlichen außerdem selbst auf den wichtigen Aspekt ein, dass 

der Erfolg der ersten Deutschen Islam Konferenz vor allem davon abhängt, inwieweit es 

gelingt, die beschlossenen Empfehlungen in die muslimische Gemeinschaft zu transpor-

tieren. Wenngleich keine näheren Details genannt werden, wie dieses Ziel umgesetzt 

werden kann, wird damit gewissermaßen indirekt ein Gütekriterium für den Erfolg bzw. 

Misserfolg der Islam Konferenz formuliert (ebd.: 31). Die kontroverse Debatte zum 

Islamismus-Begriff zeigt unterdessen Parallelen zur Diskussion in AG 1 und illustriert 

die sehr unterschiedlichen Ziele und Handlungsorientierungen der Teilnehmer. Wäh-

rend die staatlichen Akteure im Rahmen des Gesprächskreises versuchen, die islami-

schen Verbände auf bestimmte sicherheitspolitische Einschätzungen und Ver-

antwortlichkeiten zu verpflichten, fällt es den organisierten Muslimen aus inhaltlichen 

sowie verbandsideologischen Gründen oftmals schwer, diesen zu zustimmen.  

5.5 Konferenzoutput: Bewertung, Reichweite und Defizite der Dialogarbeit 

Der Vorstellung und Beurteilung der wichtigsten Arbeitsgremienberichte schließt sich 

in diesem Kapitel eine Gesamtbetrachtung der DIK-Ergebnisse an. Diese erfolgt zu-

nächst aus drei Perspektiven und umfasst – basierend auf den offiziellen Statements der 

Mitglieder zu den Zwischenresümees und den durchgeführten Experten-Interviews – 

eine Bewertung der Konferenzarbeit aus dem Blickwinkel der staatlichen Regierungs-

vertreter, der muslimischen Verbände und Einzelpersonen. Die separate Behandlung 

erfolgt aus analytischen Gesichtspunkten und soll illustrieren, wie differenziert die 

Sichtweisen auf die Konferenz und ihrer Ergebnisse sind. Der Akteurperspektive 
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schließt sich eine wissenschaftliche Betrachtung der Konferenzergebnisse an, die sich 

übergeordnet und schwerpunktmäßig auf die Aspekte Realisierungspotential und The-

menadäquanz konzentriert. Abschließend folgt unter Rückgriff auf die Analysekatego-

rien des akteurzentrierten Institutionalismus eine Untersuchung der zentralen Ursachen 

für die Erarbeitung bzw. das Nichtzustandekommen von bestimmten Konferenzergeb-

nissen. 

5.5.1 DIK-Resümee aus Sicht der schwarz-roten Bundesregierung 

Die im Detail vorgestellten Ergebnisse der drei Arbeitsgruppen und des beigeordneten 

Gesprächskreises werden von Bundesinnenminister Schäuble in seiner Eröffnungsrede 

zum vierten und letzten Plenartreffen der ersten Deutschen Islam Konferenz in einem 

Zehn-Punkte-Katalog zusammengefasst.193 Hierbei stellt er an erster Stelle die Einigung 

auf ein gemeinsames Integrationsverständnis und die Bedeutung der Studie „Muslimi-

sches Leben in Deutschland“ heraus, die erstmals repräsentativ Muslime nach ihren 

Herkunftsländern und Lebensgewohnheiten befragt und unter anderem erhebt, dass in 

Deutschland über vier Millionen Muslime leben und beinahe fünfzig Prozent von ihnen 

bereits deutsche Staatsbürger sind. Er unterstreicht in seinem Beitrag außerdem die in 

AG 1 verabschiedete Grundsatzerklärung der muslimischen Vertreter zur freiheitlichen 

Grundordnung und dem in den Papier geäußerten Willen, an der Gestaltung der deut-

schen Gesellschaft aktiv mitzuwirken. Die Schulbildung bezeichnet Schäuble in Punkt 5 

als große Herausforderung der strukturellen Integration und hebt hervor, dass die Arbeit 

der Islam Konferenz belegt, „dass bei der besonderen Frage nach Religionsunterricht für 

muslimische Kinder viele Wege zum Ziel führen können“ (Schäuble 2009: 1f.).  

Neben dieser groben inhaltlichen Zusammenfassung, die die zentralen Fortschritte 

im Dialog mit den Muslimen aus Sicht der schwarz-roten Bundesregierung widerspie-

gelt, nimmt Schäuble ergänzend zu den impliziten Ergebnissen und einer möglichen 

Fortsetzung der Deutschen Islam Konferenz Stellung. Als allgemeinen Erfolg identifi-

ziert der Minister eine positive Entwicklung in der öffentlichen Wahrnehmung und im 

Umgang mit dem Islam. Schäuble führt dazu in Abschnitt 10 aus: „Der Umgang mit 

Muslimen und mit dem muslimischen als Teil unseres öffentlichen Lebens hat sich in 

den vergangenen Jahren deutlich entspannt und verbessert. Wo es heute Probleme gibt – 
                                                
193  Da Minister Schäuble in diesem Zusammenhang stellvertretend für alle staatlichen Vertreter spricht und die 

Bewertungen der interviewten Exekutivvertreter Brigitte Zypries und Ehrhart Körting einen ähnlichen Tenor 
eingeschlagen, werden diese nachfolgend nicht separat aufgeführt. Ihre Aussagen finden sich in der Auswer-
tung zu den Kategorien 6, 7 und 8 im Anhang. 



Konferenzoutput: Bewertung, Reichweite und Defizite der Dialogarbeit 193 

sei es an der Schule, im Berufsalltag oder in den Medien – da bleibt unsere Gesellschaft 

nicht bei der notwendigen Problembeschreibung stehen, sondern sucht nach Lösungen, 

die dann nach Möglichkeit auch umgesetzt werden. Ich glaube, wir haben uns auf allen 

Seiten kennen und oft auch schätzen gelernt. Ohne Zweifel ist eine Fortsetzung des 

ernsthaften und strukturierten Dialogs in dieser Konferenz notwendig. Sie wird deshalb 

auch in den nächsten Monaten in meinem Ministerium vorbereitet“ (ebd.: 3). Für den 

Innenminister ist der Austausch mit den in der BRD lebenden Muslimen mit dem Ende 

der ersten DIK also nicht beendet, sondern soll fortgeführt werden. Über welchen Zeit-

raum sich der Dialog insgesamt erstrecken und unter welchen Rahmenbedingungen er 

stattfinden wird, lässt er jedoch offen. 

Obwohl sich Schäuble in seinen Aussagen hauptsächlich auf inhaltliche Aspekte 

und die erreichten Fortschritte beim Thema Integration konzentriert, reflektiert er in 

Punkt 9 seiner Eröffnungsrede ebenso Abläufe und Konfliktpunkte innerhalb der ersten 

Deutschen Islam Konferenz. So kritisiert er mit Blick auf die muslimischen Teilneh-

merverbände und im Speziellen auf den Islamrat, dass diese hinsichtlich der strafrechtli-

chen Ermittlungen der Staatsanwaltschaften Köln und München gegen Funktionäre ih-

rer Gliederungen „deutlichere Erklärungen“ hätten abgeben müssen. Außerdem moniert 

der Minister, wiederum mit Blick auf die islamischen Verbandsvertreter, dass Vereinba-

rungen auf Arbeitsebene in Teilen noch kurz vor der öffentlichen Beratung im Plenum 

zurückgenommen worden seien (ebd.). Damit spielt er auf den Umstand an, dass die 

Zwischenberichte der Arbeitsgruppen und des Gesprächskreises in Teilen und bisweilen 

vollständig von einigen Verbandsvertretern nicht mitgetragen werden.  

5.5.2 Bewertung zentraler Resultate aus Sicht der muslimischen Vertreter 

Die von Bundesinnenminister Schäuble vorgestellten Ergebnisse beinhalten zwar das 

wesentliche Substrat der Arbeitsgremientätigkeiten, seine Ausführungen sind aber zu-

gleich von einer inhärenten regierungsspezifischen Perspektive auf die erste Deutsche 

Islam Konferenz geprägt. Aus diesem Grund ist es weiterhin notwendig, die Bewertung 

der Resultate um die Auffassungen und Einschätzungen der teilnehmenden Einzel- und 

Verbandsmuslime zu ergänzen. Mit diesem Schritt wird nicht nur ein detailreicheres 

Bild gewonnen, sondern die Bewertungen der muslimischen Konferenzmitglieder geben 

ebenso Hinweise darauf, mit welchen Schwerpunkten und Konnotationen die Konfe-

renzresultate von ihnen als wichtige Multiplikatoren in die muslimische Gemeinschaft 
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getragen werden. Als Basis hierfür dienen die im Rahmen dieser Studie durchgeführten 

Interviews, die mit sieben von fünfzehn muslimischen DIK-Teilnehmern geführt wer-

den können.194 

Für die Alevitische Gemeinde Deutschland und ihren Vertreter Ali Ertan Toprak 

steht die Deutsche Islam Konferenz als Ganzes für einen Wendepunkt und eine positive 

atmosphärische Veränderung in der Integrationspolitik der Bundesrepublik Deutsch-

land. Beide Punkte tragen aus ihrer Sicht dazu bei, dass das Thema Integration und Is-

lam eine insgesamt höhere gesellschaftliche Relevanz erhält (AABF-Interview vom 

14.09.2011). Mit der DIK wird nach Auffassung der organisierten Aleviten nach 50 

Jahren weitgehender Dialogunwilligkeit auf beiden Seiten eine neue Gesprächsdynamik 

entfaltet (ebd.). Mit Blick auf die Konferenzergebnisse weist der Verbandsvertreter da-

rauf hin, dass nach nur drei Jahren intensiver Debatte nicht alle angehäuften Probleme 

verschwunden sein könnten, sondern dass dies einen längeren Zeitraum in Anspruch 

nehme. Als wichtigstes Resultat sieht Toprak die Fortschritte beim Religionsunterricht 

und bei der Lehrpersonalausbildung an deutschen Hochschulen an (ebd.).  

Zu einer ambivalenten Einschätzung der ersten Deutschen Islam Konferenz 

kommt der Vorsitzende des Islamrates für die Bundesrepublik, Ali Kizilkaya. Für ihn 

stellt die DIK weder einen richtigen Erfolg noch einen richtigen Misserfolg dar (IRD-

Interview vom 04.08.2011). Positiv hebt er aus der Perspektive des Spitzenverbandes 

ein generelles Umdenken in der Politik und eine größere Gesprächsbereitschaft hervor. 

Der im Rahmen der DIK begonnene Dialog untermauert nach seiner Auffassung zudem 

die Hoffnung vieler Muslime, als ein Teil der Gesellschaft gesehen zu werden (ebd.). 

Analog zur AABF sieht auch der Islamrat Verbesserungen im Umgang mit Schülern 

und beim Religionsunterricht. In diesem Zusammenhang hätten nach Meinung des IRD 

jedoch weitergehende Fortschritte erzielt werden können, wenn die muslimischen Ver-

bände in der ersten Deutschen Islam Konferenz eine andere Rolle erhalten hätten. Dies-

bezüglich hält Kizilkaya kritisch fest, dass die Bundesregierung durch die Erweiterung 

des Teilnehmerkreises durch säkulare Muslime nicht nur das staatliche Neutralitätsge-

bot umgangen, sondern die heterogene Zusammensetzung auf Seiten der Muslime in 

religiösen Fragen zwangsläufig nur Kompromisse ermöglicht habe (ebd.).  

                                                
194  Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf den Fragen, ob die erste DIK insgesamt erfolgreich gewesen ist 

(Kategorie 6) und was das wichtigste Ergebnis nach drei Jahren darstellt (Kategorie 7). Da nicht alle muslimi-
schen Plenarteilnehmer als Interviewpartner zur Verfügung stehen, erhebt die Darstellung keinen Anspruch da-
rauf, alle Meinungen und Sichtweisen abzubilden.  
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Für den Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime, Aiman A. Mazyek, ist die ers-

te Deutsche Islam Konferenz summa summarum ein Erfolg. Auch wenn die Einrichtung 

seines Erachtens kaum Erfolge bei der strukturellen Anerkennung des Islams verbuchen 

könne, habe sie doch eine Reihe von positiven Signalen an die deutsche Gesamtbevöl-

kerung ausgesendet (ZMD-Interview vom 21.09.2011). Als herausragendes Ergebnis 

sieht der Zentralrat die von AG 2 erarbeitete Handreichung zum Thema Religionsunter-

richt an. Außerdem habe der intensive Dialog im Rahmen der DIK die Loyalität der 

Muslime zum Grundgesetz „eindrucksvoll“ unterstrichen (ebd.). Hinsichtlich der Er-

gebnisreichweite und der Einbindung von muslimischen Einzelvertretern konstatiert der 

ZMD-Vorsitzende, dass die Verbände im Sinne eines konstruktiven und nachhaltigen 

Dialogs inhaltlich „viele schmerzhafte Kompromisse“ eingegangen seien (ebd.).  

Der Bundesvorsitzende der Türkischen Gemeinde Kenan Kolat, der als Einzel-

muslim an der ersten DIK teilnimmt, sieht die Arbeit der Einrichtung als überwiegend 

erfolgreich an (Kolat-Interview vom 14.09.2011). Besonders positiv bezeichnet er die 

Tatsache, dass der Themenkomplex Islam und Integration mit dem Gremium in die Öf-

fentlichkeit getragen worden sei und sich der Gesamtstaat nun endlich mit diesem The-

ma auseinandersetze (ebd.). Kolat verbindet damit auch die Beobachtung, dass die Kon-

ferenz auf Regierungsseite zu erkennbaren Lerneffekten geführt habe sowie auch eine 

Reihe von organisationalen Anpassungen in den Exekutiven vorgenommen worden sei-

en. Als bedeutungsvollstes Ergebnis der Gespräche zwischen staatlichen und muslimi-

schen Repräsentanten sieht er das in AG 1 erarbeitete Papier zum Verhältnis zu und 

dem Umgang der Muslime mit der deutschen Gesellschaftsordnung an. Dieses erkennt, 

so Kolat, auch „die Zugehörigkeit des Islams zu Deutschland an und sieht den Islam als 

einheimisch“. Allein aus diesem Grund stelle das Papier einen wichtigen integra-

tionspolitischen Fortschritt dar (ebd.).  

Zu einem insgesamt positiven Fazit kommt ebenfalls das muslimische Einzelmit-

glied Nassir Djafari. Für ihn steht die erste Deutsche Islam Konferenz stellvertretend für 

einen sichtbaren Bedeutungsgewinn der Religion Islam, die im Rahmen der DIK und in 

Verknüpfung mit integrationspolitischen Fragestellungen erstmals zum Gegenstand 

eines nationalen Gipfels wird (Djafari-Interview vom 28.08.2011). Auch wenn die Kon-

ferenzergebnisse selbst keinen entscheidenden Beitrag dazu leisten, die materielle Inte-

gration der Muslime in Deutschland zu befördern, besteht die zentrale Leistung der Ein-

richtung nach seiner Einschätzung vor allem darin, bestimmte Probleme zu artikulieren 
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und auf Bundesebene zu einem Diskussionsthema zu machen (ebd.). In diesen Zusam-

menhang moniert er eine überhöhte Erwartungshaltung der Öffentlichkeit gegenüber der 

Islam Konferenz und eine mediale Berichterstattung, in der die DIK zu unrecht als De-

battierklub charakterisiert worden sei (ebd.). Als wichtigstes Ergebnis der Arbeitsgrup-

pentätigkeit bezeichnet Djafari die Realisierung der Studie „Muslimisches Leben in 

Deutschland“. Ergänzend dazu sieht er in der neu geschaffenen DIK-Webseite eine hilf-

reiche Informationsplattform. Den im Jahr 2010 von Schäubles Nachfolger Thomas de 

Maizière eingeführten Integrationspreis hebt er ergänzend ebenso wie die verabschiede-

ten Arbeitspapiere zur Umsetzung eines islamischen Religionsunterrichts als weitere 

Fortschritte positiv hervor (ebd.).  

Aus der Perspektive von Badr Mohammed stellt die erste Islam Konferenz vor al-

lem einen Erfolg auf symbolischer Ebene dar. Durch die Dialogbemühungen habe sich 

nicht nur die gesellschaftspolitische Diskussion über den Islam intensiviert und damit 

auch die Wahrnehmung der Muslime verbessert, sondern im Zuge der Konferenzarbeit 

sei auch die Medienberichterstattung insgesamt moderater geworden (Mohammed-

Interview vom 08.08.2011). Als wesentliches Resultat erachtet Mohammed, dass sich 

die deutsche Gesellschaft auf hoher staatlicher Ebene mit einer Religion und ihren An-

hängern auseinandersetze, die zuvor immer nur „mit Horrorszenarien behandelt“ wor-

den sei (ebd.). Positive Effekte erkennt er auch beim Thema Religionsunterricht an 

staatlichen Schulen in deutscher Sprache und bei der Ausbildung von islamischen Reli-

gionsgelehrten an Universitäten in der Bundesrepublik (ebd.).  

Zu einer durchgehend kritischen Gesamtbeurteilung der Konferenz kommt hinge-

hen der muslimische Vertreter Walid Nakschbandi. Er kann mit Blick auf die erste 

Deutsche Islam Konferenz überhaupt keine Erfolge feststellen, die die Integration von 

Muslimen in Deutschland und das gesellschaftliche Wissen über die Religion Islam 

verbesserten (Nakschbandi-Interview vom 11.08.2011). Das Nichtzustandekommen von 

konkreten Ergebnissen begründet sich aus seiner Sicht insbesondere mit der unzu-

reichenden Zielformulierung der DIK, aber auch dem unverbindlichen Charakter von 

Bundeskonferenzen, die aus seiner Sicht zudem oftmals nur „ineffizient, teuer und total 

politisiert“ seien (ebd.). Aus den genannten Gründen habe die Islam Konferenz als In-

tegrationseinrichtung gesamtgesellschaftlich keine neuen Impulse setzen können .  



Konferenzoutput: Bewertung, Reichweite und Defizite der Dialogarbeit 197 

5.5.3 Realisierungspotential und Themenadäquanz der Ergebnisse 

Nachdem die Ergebnisse der Arbeitsgremien behandelt und die wichtigsten Resultate 

der Konferenz aus Sicht der staatlichen Exekutivvertreter und muslimischen Teilnehmer 

vorgestellt sind, nimmt die nachfolgende Beurteilung des Konferenzoutputs eine über-

geordnete Perspektive ein. Hierbei soll vor allem zwei Fragen nachgegangen werden: 

Über welche Reichweite und Wirkungskraft verfügen die Resultate und welche Rolle 

spielen die in Kapitel 3.4 ausgearbeiteten Handlungsfelder in der Konferenzpraxis?  

Die Ergebnisse der ersten DIK präsentieren sich prinzipiell in Form von Stellung-

nahmen, Empfehlungen, Handreichungen und Appellen und stellen somit keine konkre-

te politische Vereinbarung zwischen dem deutschen Staat und den Muslimen dar, wie 

sie von Innenminister Schäuble angedacht worden ist. In Analogie zum Integrationsgip-

fel wäre es auch im Fall der Deutschen Islam Konferenz naheliegend gewesen, ihre Er-

gebnisse in eine Art „Aktionsprogramm Integration“ zu überführen, das Aufgaben for-

muliert und politische Handlungsaufträge für alle an der DIK beteiligten Akteure ent-

hält. Der Verbindlichkeitscharakter der DIK rangiert damit noch unter den Selbstver-

pflichtungen des NIP, der darüber hinaus nicht nur einen größeren Maßnahmenkatalog 

beinhaltet, sondern dessen Kernelemente auch in kürzerer Zeit erarbeitet worden sind. 

Zwar fließen einzelne Punkte aus den DIK-Zwischenberichten in die Arbeit der Vereine 

oder in exekutives Handeln ein – so werden die „Clearingstelle Präventionskooperation“ 

eingerichtet, die Verleihung eines Integrationspreises auf Bundesebene beschlossen und 

die Einführung von islamischem Religionsunterricht auf Landesebene, wie in Nord-

rhein-Westfalen, verbindlich geplant. Ein größerer Teil der Ergebnisse verbleibt hinge-

gen in Papierform oder muss mit Blick auf die Integrationsrealität als unbedeutend ein-

gestuft werden. Ein Beispiel: Obwohl die Bedeutung des Internets und entsprechender 

Webangebote nicht unterschätzt werden soll, kann die Einrichtung einer eigenen DIK-

Webseite nicht als bedeutsames Resultat einer Islam Konferenz aufgefasst werden, wie 

dies im 10-Punkte-Ergebnispapier der Bundesregierung suggeriert wird (Bundesminis-

terium des Innern 2009c: 6).195 

In einer bilanzierenden Bewertung kann somit festgehalten werden, dass die erar-

beiteten DIK-Empfehlungen trotz der intensiven Einbeziehung zentraler staatlicher 

Ebenen und Exekutivorgane zum größten Teil nicht in politische Maßnahmen überführt 

                                                
195  Zudem hält Schuler (2009) hinsichtlich des Themenbereiches Klassenfahrten/Sexualunterricht/Schulsport fest, 

dass lediglich sieben bis zehn Prozent der muslimischen Mädchen nicht an diesen teilnehmen und sich manche 
DIK-Debatte bei genauer Betrachtung von selbst relativiert (ebd.: 1). 
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werden. Folglich können durch die Islam Konferenz keine weitreichenden Erfolge bei 

der Integration von Muslimen erreicht, sondern vielmehr nur in einzelnen Themenfel-

dern punktuelle Verbesserungen erzielt werden. Unter Berücksichtigung der Tatsache, 

dass es sich bei der Einrichtung um die erste bundesweite Gesprächsplattform handelt 

und der Austausch zwischen Muslimen und der deutschen Politik über Jahrzehnte 

schwach ausgeprägt ist, stellen die erarbeiteten Punkte in der Summe einen Fortschritt 

dar. Die Konferenz erfüllt jedoch faktisch nicht den zum Start des Gremiums von In-

nenminister Schäuble formulierten Anspruch, eine Verbesserung der gesellschaftspoliti-

schen Integration von Zuwanderern mit muslimischem Glauben zu erreichen (Schäuble 

2006e: 17).  

Die vor diesem Hintergrund zu attestierende Qutput-Schwäche der DIK steht in 

direktem Zusammenhang mit einer inadäquaten Themenauswahl und eindimensionalen 

Themenbearbeitung. Der überwiegende Teil der in Arbeitsgremien behandelten Fragen 

wird hauptsächlich aus religiösem Blickwinkel betrachtet und die gesamte Konferenz 

damit in der Folge stark von Partikularaspekten dominiert. Da es sich bei der Institution 

um eine Islam Konferenz handelt, ist die Konzentration auf religiöse Gesichtspunkte 

nicht per se problematisch. Die einseitige Konnotierung erweist sich mit Blick auf die in 

Kapitel 3.4 erarbeiteten Herausforderungen aber als inadäquat, weil wesentliche Integ-

rationsproblemfelder aufgeblendet werden. Darunter fallen Fragen der stärkeren gesell-

schaftspolitischen Partizipation ebenso wie die Verbesserung der Arbeitsmarktsituation 

und der Bildungschancen von Muslimen. Flankierend werden Themen, die nicht direkt 

den religionspolitischen Gegenstandsbereich betreffen, nur unzureichend diskutiert. 

Obwohl sich bspw. Arbeitsgruppe 3 formal mit dem Übergang von muslimischen Ju-

gendlichen ins Berufsleben und Hilfestellungen seitens der Wirtschaft beschäftigt, wird 

dieses zentrale Thema in der AG-Praxis zugunsten einer ausführlichen Debatte über das 

Islambild in den deutschen Medien weitgehend verdrängt.196 Auch wenn Bildungsfra-

gen in AG 2 diskutiert werden, erfolgt die Behandlung vornehmlich unter religiösen 

Gesichtspunkten. So setzt sich die Arbeitsgruppe in ihrer „Handreichung für Schule und 

Elternhaus“ ausschließlich mit den religiös konnotierten Problemfeldern Kopftuch und 

religiöse Kleidung, koedukativer Sport- und Schwimmunterricht oder Teilnahme an 

schulischer Sexualerziehung und Klassenfahrten auseinander (Bundesministerium des 
                                                
196  In diesem Punkt wirkt sich auch die Tatsache negativ aus, dass in der ersten Phase der AG-Arbeit keine Tages-

ordnungen vorhanden sind und die Sitzungen damit weitgehend ohne feste Agenda stattfinden (FAZ 
29.04.2007: 6). Zudem monieren einzelne Teilnehmer den mangelnden Informationsaustausch zwischen den 
Arbeitsgruppen (Kolat-Interview vom 14.09.2011). 
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Innern 2009d: 15ff.). Obwohl all diese Themen für sich jeweils Bedeutung haben und 

sie in der Vergangenheit bisweilen hohe öffentliche Aufmerksamkeit erfahren – wie die 

so genannte „Kopftuchdebatte“ gezeigt hat –, werden durch sie dennoch schwerwiegen-

de Integrationsprobleme, wie die unterdurchschnittlichen Sprachkompetenzwerte oder 

die relativ niedrigen Schul- und Berufsabschlussraten von (türkischen) Muslimen, ver-

drängt. Die fehlende Behandlung sozio-ökonomischer Gesichtspunkte sowie die stark 

von religiösen Aspekten geprägte Durchdringung der DIK wird zudem immer wieder 

von den interviewten Teilnehmern problematisiert und kann als signifikante Schwäche 

der ersten DIK benannt werden (Mohammed-Interview vom 08.08.2011; Nakschbandi-

Interview vom 16.08.2011; Djafari-Interview vom 29.08.2011).  

Das Handlungsfeld der Stärkung der politischen und gesellschaftlichen Partizipa-

tionsmöglichkeiten von muslimischen Migranten findet in der Konferenz darüber hinaus 

überhaupt keine Berücksichtigung, obgleich dieses Feld in Rekurs auf Kapitel 3.4 eine 

ebenfalls zentrale Integrationsdimension darstellt.197 Zu erklären ist die weitgehende 

Ausblendung dieses Themenfeldes damit, dass der Komplex aus Sicht der Bundesregie-

rung entweder keine hohe Priorität genießt bzw. hierfür kein politischer Willen vorhan-

den ist, oder dass diese Thematik mit Blick auf die harten politischen Auseinanderset-

zungen im Zuge der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts als zu kontrovers angesehen 

wird (vgl. Kapitel 4.1.1). In diesem Zusammenhang ist jedoch entgegenzuhalten, dass 

das Bundesinnenministerium im Gegensatz zum Jahr 1999 nicht von einem sozialde-

mokratischen Politiker in einer rot-grünen Regierung geleitet wird, sondern der Behörde 

mit Wolfgang Schäuble ein CDU-Politiker vorsteht und sich die Bundesregierung aus 

einer Großen Koalition zusammensetzt. Diese spezifische personelle und parteipoliti-

sche Konstellation eröffnet somit ein – theoretisch – breites integrationspolitisches 

Handlungsfenster – auch für zuvor kontrovers angesehene Inhalte. Hinzu kommt, dass 

der Bund für wesentliche Aspekte dieses Themenbereiches, wie das Wahl- und Staats-

bürgerschaftsrecht, zuständig ist. Potentielle DIK-Empfehlungen könnten somit direkt 

in den Gesetzgebungsprozess auf Bundesebene einfließen und wären nicht davon ab-

hängig gewesen, später in den Ländern umgesetzt werden zu müssen. Dass die Chance 

zur Verbesserung der Partizipationsmöglichkeiten von Muslimen im Rahmen der Kon-

ferenz nicht stärker aufgegriffen wird, ist in Rekurs auf Seemann/Bukow (2010) vor 

                                                
197  So wird auch vom DIK-Mitglied Ehrhart Körting dem kommunalen Wahlrecht für Personen mit einer Nieder-

lassungserlaubnis eine integrationsfördernde Wirkung zugeschrieben. Er sieht hierfür jedoch keine verfas-
sungsändernde Mehrheit (Körting-Interview vom 10.08.2011). 



200 Die Deutsche Islam Konferenz als deliberatives Regierungsgremium 

allem auch dem übergeordneten Umstand geschuldet, dass Große Koalitionen – anders 

als bisweilen in der Öffentlichkeit angenommen – nicht von großer visionärer Gestal-

tungskraft, sondern zumeist von Kontinuität und einer „Politik des kleinsten gemeinsa-

men Nenners“ geprägt sind (ebd.: 33).198  

5.5.4 Gründe und Ursachen für das Output-Defizit der DIK 

Für die Ergebnisschwäche der ersten Deutschen Islam Konferenz lassen sich in einer 

bilanzierenden Analyse drei zentrale Ursachen identifizieren. Diese liegen in der vorge-

nommenen Teilnehmerzusammensetzung, dem Agenda-Setting und dem der Konferenz 

zu Grunde gelegten Dialogkonzept.199 

Die Auswahl der Konferenzmitglieder, die – wie in Kapitel 5.3 ausführlich darge-

legt – über ein breites Spektrum an unterschiedlichen Handlungs- und Interaktionsorien-

tierungen verfügen, erweist sich im Dialogprozess als signifikant ergebnishemmend, 

indem die Zusammensetzung des Plenums oftmals Akteurkonstellationen mit einem 

hohen Konfliktniveau hervorbringt, die sich automatisch auf die Arbeitsebene übertra-

gen. Diesbezüglich muss zwischen Spannungsfeldern in den Handlungsorientierungen 

von staatlichen und organisierten muslimischen Akteuren einerseits und den bisweilen 

stark auseinanderlaufenden Zielen und Handlungslogiken von organisierten und nicht-

organisierten Muslimen differenziert werden. Die staatlichen Vertreter verfolgen insge-

samt die Absicht, den Dialog mit den Muslimen national zu vertiefen und in diesem 

Prozess vor allem religions- und sicherheitspolitische Probleme zu diskutieren. Die fünf 

an der Islam Konferenz teilnehmenden Verbände sind zwar ebenso an einem inten-

sivierten Austausch mit dem deutschen Staat interessiert, möchten hierbei aber – insbe-

sondere bei religiösen Fragen, die einen elementaren Gegenstand ihrer Verbandsarbeit 

darstellen – als zentrale Ansprechpartner und Repräsentanten der muslimischen Ge-

meinschaft fungieren (Islamrat-Interview vom 04.08.2011). In diesem Zusammenhang 

erhoffen sie sich zu Beginn des Dialogprozesses außerdem, dass die DIK ihre Anerken-

nung als Religionsgemeinschaft befördert. Da das Thema jedoch nicht zum unmittelba-

ren Gegenstandsbereich der Konferenz gehört und ihnen zudem der anvisierte Vertre-

tungsanspruch für die islamische Gemeinschaft nicht zugesprochen wird, sondern ihnen 

                                                
198  Akgün (2009) bezeichnet das Thema doppelte Staatsbürgerschaft als ein „non-dit“ der Großen Koalition (ebd.: 

35). Mirbach (2009) konstatiert für die CDU/CSU mit Blick auf die Verbesserung politischer Partizipations-
möglichkeiten ebenso eine grundsätzlich ablehnende Haltung (ebd.: 243). 

199  Die Auswertung zu den Schwächen der Deutschen Islam Konferenz aus Sicht der befragten Plenar-Mitglieder 
und DIK-Beobachter (Kategorie 4) findet ergänzend sich im Anhang.  
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vielmehr im Verhältnis 1 zu 2 muslimische Einzelpersonen zur Seite gestellt werden, 

hat dies zwangsläufig ergebnisschwächende Auswirkungen auf ihre Verhandlungsstra-

tegien, die Bewertung der Konferenzbedeutung und ihre Motivation zur kompromiss-

orientierten Mitarbeit. Rosenow/Kortmann (2011) sprechen vor diesem Hintergrund 

sogar von einem entstandenen „Misstrauenseffekt“ auf Seiten der muslimischen Ver-

bände (ebd.: 75).  

Die Einführung einer zweiten Akteurgruppe auf muslimischer Seite verschiebt 

außerdem ihre Interaktionsorientierung, indem sie mit den nicht-organisierten Muslimen 

in einem kontinuierlichen und direkten Wettbewerb um den Vertretungsanspruch und 

die Deutungshoheit über den Islam sowie öffentliche und mediale Aufmerksamkeit ste-

hen. Die Gründung des Koordinierungsrates der Muslime im Jahr 2007 durch vier der 

fünf teilnehmenden Verbände ist eine direkte Folge des veränderten Interaktionsmodus. 

So ist der KRM eine Art strategische Koalition und hat die Funktion, ein öffentliches 

und politisches Gegengewicht zur Gruppe der Einzelmuslime in der DIK zu bilden und 

den Repräsentationsanspruch der islamischen Organisationen zu untermauern. Vor die-

sem Hintergrund lässt sich ebenso erklären, warum der Interaktionsmodus Wettbewerb 

zwischen den Verbänden im Rahmen der ersten Deutschen Islam Konferenz vergleichs-

weise schwach ausgeprägt bleibt.  

Das religions- und sicherheitspolitisch geprägte Agenda-Setting der Einrichtung 

führt ferner kontinuierlich zu Verhandlungssituationen, die ein hohes Konfliktniveau 

aufweisen. Mit Ausnahme von AG 3 werden in allen Arbeitsgremien kontroverse – und 

oftmals emotional aufgeladene – Themen behandelt. Darunter fallen die Verpflichtung 

muslimischer Verbände auf die deutsche Gesellschaftsordnung, Fragen der Gleichbe-

richtigung von Männern und Frauen sowie der Erziehung von muslimischen Kindern, 

der Umgang mit religiösen Symbolen oder der Themenkomplex Sicherheit und Is-

lamismus. Wenngleich sich die Einschätzung über den Problemgrad einzelner Themen 

zwischen den Akteurgruppen unterscheidet und die Entscheidung der Bundesregierung, 

die Islam Konferenz zu keiner „Schönwetterveranstaltung“ zu machen, nicht prinzipiell 

einem hohen Verhandlungsoutput entgegen steht, führt das vorgenommene Agenda-

Setting dennoch zu zwei zentralen Problemen: Die genannten Themen behandeln den 

Islam (1) fast ausschließlich aus einem kritischen Blinkwinkel und rücken fundamenta-

listische Aspekte der Religion in den Vordergrund. Hierdurch befinden sich vor allem 

die sunnitischen Verbände (2), die im Konferenzkontext als orthodoxe Anhänger des 
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Islams wahrgenommen werden und als entsprechende Projektionsfläche fungieren, bei 

vielen Debatten in einem dauerhaften Verteidigungs- und Rechtfertigungsmodus. In 

diesem Zusammenhang fühlen sie sich aufgrund ihres Selbstverständnisses als religiöse 

Vereinigung durch die vorgebrachten Punkte oftmals angegriffen.200 Da die organisier-

ten Vertreter im DIK-Verhandlungsprozess immer auch innerverbandliche Interessen 

und Strömungen berücksichtigen und ihr Akteurhandeln legitimieren müssen, können 

sie bestimmte Sachverhalte und Darstellungen – vor allem auch im Konkurrenzverhält-

nis zur Gruppe der Einzelmuslime – nicht ohne Weiteres mittragen. Die Kombination 

dieser Faktoren führt zu Blockadestrategien, wie sich am Beispiel des Islamrates gut 

illustrieren lässt, der als Organisation weite Teile der Ergebnisse der Arbeitsgremien 

nicht unterschreibt. Die heterogene Zusammensetzung der muslimischen Teilnehmer-

seite verstärkt diesen Effekt, da in vielen behandelten Fragen konträre Auffassungen, 

Perspektiven und Islaminterpretationen aufeinandertreffen. Zwar kann dies, wie einige 

Diskussionen in den Arbeitsgruppen zeigen, den Dialog innerhalb der Gruppe der Mus-

lime im Positiven befördern, dennoch ist diese Konstellation unter der Prämisse, kon-

krete Ergebnisse erreichen zu wollen, kontraproduktiv.  

Dieses Defizit wirkt sich besondere negativ aus, weil in der Konferenzpraxis oft 

keine gleichgewichtige Beteiligung aller drei Akteurgruppen stattfindet. Obwohl die 

DIK in ihrer Konzeption und Außendarstellung eine Dialogplattform zwischen dem 

deutschen Staat und den Muslimen in Deutschland ist, werden viele Diskussionen letzt-

lich vor allem zwischen den Muslimen selbst geführt (Toprak-Interview vom 

14.09.2011). Der Staat hingegen nimmt hierbei oft nur eine moderierende, teils zu-

schauende Rolle ein. Lau (2008) fasst dieses Problem anschaulich mit der Überschritt 

„Schäuble, Dompteur der streitenden Muslime“ zusammen (ebd.: 1). Wenngleich ein 

ausgeprägter innerislamischer Dialog für die DIK per se nicht unwichtig ist, führt er 

jedoch dazu, dass sich die staatlichen Vertreter in den Arbeitsgremien in Teilen aus der 

Diskussion und damit aus dem Verhandlungsprozess zurücknehmen. Auch wenn retro-

spektiv nicht zu klären ist, ob es hierbei um eine unintendierte oder gewollte Konse-

quenz der muslimischen Konferenzzusammensetzung handelt, verhindert die heterogene 

Mitgliederauswahl auf Seiten der Muslime einen stärkeren Konferenzoutput. Dieser 

Schwachpunkt wird ebenso in den durchgeführten Experteninterviews geäußert, die sich 

mit Blick auf ihre eigene Gruppe eine konsensorientiertere Zusammensetzung ge-
                                                
200  Das Problem trifft in seiner geschilderten Ausprägung nicht auf die Alevitische Gemeinde zu, da die Gemein-

schaft als vergleichsweise liberale Strömung innerhalb des Islams anzusehen ist. 
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wünscht hätten (Mohammed-Interview vom 08.08.2011; Djafari-Interview vom 

29.08.2011). Diesbezüglich wirkt zudem erschwerend, dass sich durch die polare Struk-

tur der muslimischen Akteurgruppe öffentlich schnell Rollenzuordnungen verfestigen, 

die die Teilnehmer im Verlauf der Konferenz nur schwer verlassen können. So stellt 

Shooman (2010) bei ihrer Analyse der medialen Perzeption der ersten Islam Konferenz 

fest, dass viele Medien eine binäre und stereotype Einstellung in „gute“ und „schlechte“ 

Muslime vornehmen. Als gut werden demnach die säkularen, liberalen Einzelvertreter 

dargestellt, während den organisierten, praktizierenden und orthodoxen Muslimen vor-

nehmlich negative Attribute zugeschrieben werden (ebd.: 258). 

In Ergänzung zur Mitgliederauswahl und dem Agenda-Setting der ersten Deut-

schen Islam Konferenz kann als dritter Grund für das Output-Defizit der DIK das der 

Einrichtung zugrunde liegende Dialogkonzept genannt werden. In diesem Kontext sind 

drei Elemente kritisch hervorzuheben: Es kennzeichnet sich (1) durch eine latente bipo-

lare Rhetorik, die auf einer „Wir/Sie“-Dichotomie gründet und die Gruppe der Muslime 

als andersartig, als nicht dazugehörend beschreibt (Shooman 2010: 258). Der gesamte 

Kommunikationsprozess wird (2) außerdem asymmetrisch von staatlicher Seite in allen 

inhaltlichen, personellen und organisatorischen Fragen dominiert. Folglich werden in 

der ersten Konferenzphase nur unzureichend Erwartungshaltungen abgeglichen und 

gemeinsame Ziele für die dreijährige Arbeit formuliert. Das Ausbleiben dieses Schrittes 

führt dazu, dass dem gesamten Gesprächsprozess aufgrund unterschiedlicher Zugänge 

und Handlungsorientierungen der dreißig DIK-Mitglieder kein gemeinsames Problem- 

und Begriffsverständnis von Integration zu Grunde liegt (IRD-Interview vom 

04.08.2011). Für die Interaktion innerhalb der ersten DIK bedeutet dies in der Folge, 

dass zumindest jede der drei Akteurgruppen eigene, teils gegenläufige Problemein-

schätzungen und -wahrnehmungen sowie verschiedenartige Diskussionsprioritäten in 

den Dialog einbringt. Am Beispiel von Arbeitsgruppe 1 und der Diskussion um das 

Thema der Anerkennung der deutschen Gesellschafts- und Rechtsordnung lassen sich 

die Auswirkungen der mangelnden gemeinsamen Problemidentifikation illustrieren. So 

belegen die kontroverse Debatte und das langwierige Ringen um einzelne Worte und 

Begriffsinterpretationen, dass das zu behandelnde Problem von einigen Akteuren als 

unstrittig bzw. als nicht diskussionswürdig angesehen wird. Während die Regierungs-

vertreter in der AG versuchen, die organisierten Muslime schriftlich auf die deutsche 

Rechts- und Gesellschaftsordnung zu verpflichten, weil sie in diesem Punkt Handlungs-
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bedarf sehen, wird dieser Problematisierung von Teilen der Muslime nicht gefolgt oder 

diese als Wiederholen von Selbstverständlichkeiten angesehen (ebd.; Körting-Interview 

vom 10.08.2011). Die beschriebene Konstellation führt dazu, dass sich Diskussionen 

über Sitzungen hinweg wiederholen und Ergebnisse entweder gar nicht oder nur in 

Kompromissform mitgetragen werden (ebd.: 4). 

Darüber hinaus zeigt die Dialoggrundlage der Konferenz durch den konsequenten 

Ausschluss der Öffentlichkeit auf Arbeitsebene (3) einen weiteren Kritikpunkt auf. 

Auch wenn Steinmann (2007) in dieser „Geheimdiplomatie“ die einzige Chance für 

einen Erfolg der Deutschen Islam Konferenz sieht, belegen die Ergebnisse der Arbeits-

gruppen, dass der gewählte Verhandlungsmodus keine ergebnisfördernde Wirkung ent-

faltet (ebd.: 27). Losgelöst von der formulieren Kritik, dass ein Dialog der deutschen 

Gesellschaft mit den Muslimen nicht unter dem vollkommenen Ausschluss eines Teils 

der Dialogsubjekte stattfinden kann, muss eine öffentliche Begleitung der Beratungen 

nicht per se eine negative Wirkung aufweisen. Wenngleich ein solcher Modus Akteuren 

immer die Möglichkeit einräumt, öffentliche „Schaukämpfe“ zu veranstalten, kann er 

bei entsprechender Ausgestaltung auch eine positiv-disziplinierende Wirkung haben und 

etwa dazu führen, dass Akteure nicht an Maximalpositionen festhalten.201 In diesem 

Kontext wäre es notwendig gewesen, dem stets öffentlich tagenden DIK-Plenum seine 

in der Konzeption der Konferenz vorgesehene Rolle bei der Behandlung von Konflikt-

punkten einzuräumen. Obwohl es in der Theorie als zentrale Steuerungsebene vorgese-

hen ist, nimmt das Plenum diese Funktion im Zeitraum von 2006 bis 2009 nur einge-

schränkt wahr. In der Konferenzpraxis ist es vielmehr so, dass die Gremium einmal im 

Jahr für einige Stunden zusammentritt und dabei die Zwischenberichte von der Bundes-

regierung an die DIK-Mitglieder und Öffentlichkeit ohne tiefergehende inhaltliche Aus-

einandersetzung übermittelt werden.  

5.6 Einordnung, Implikationen und Effekte der ersten Islam Konferenz 

Die Vorstellung und Analyse des Aufbaus, der individuellen und komplexen Akteure, 

der Konferenzarbeit und ihrer Ergebnisse beschränken sich bisher auf die DIK selbst, 

behandeln jedoch nicht ihre Einflüsse auf die Integrationspolitik und die muslimische 

Gemeinschaft. Dieser Untersuchungsschritt wird im folgenden Kapitel zusammen mit 

                                                
201  Ein Beispiel für das Potential und die positive Wirkung von transparenten Verhandlungen zu Konfliktthemen 

sind die Schlichtungsgespräche zum Verkehrsprojekt „Stuttgart 21“, die unter breiter Einbindung der Medien 
und Öffentlichkeit stattfinden.  
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einer allgemeinen politischen Einordnung der Konferenz vorgenommen. Hierzu werden 

fünf zentrale Erkenntnisse aus der Arbeit der Dialogeinrichtung herausgearbeitet und im 

Anschluss drei Varianten alternativer Fortführungsmöglichkeiten der DIK präsentiert.202 

5.6.1 Hoher symbolischer Charakter und fragile Anerkennung der Religion Islam 

Die erste Deutsche Islam Konferenz weist – wie zuvor festgestellt – ein quantitatives 

und qualitatives Defizit an materiellen Ergebnissen auf. Die ausschließliche Konzentra-

tion auf evidente Resultate greift jedoch in einer Gesamtbewertung zu kurz, weil sie in-

direkte Folgen und Auswirkungen der Einrichtung nicht adäquat abbildet. Demnach 

können ergänzend drei implizite Effekte der DIK festgestellt werden.  

Die Konferenz verfügt (1) über einen hohen appellativen Symbolwert, da in ihrem 

Rahmen erstmalig in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland hochrangige Re-

gierungsvertreter und muslimische Repräsentanten auf nationaler Ebene in einen institu-

tionalisierten Dialog eintreten. Während sich der Austausch der Akteure vor Einsetzung 

der DIK im Wesentlichen auf sicherheitspolitische Themen konzentriert und auf unter-

geordneter Hierarchiestufe stattfindet, wird mit der ersten Deutschen Islam Konferenz 

ein starkes Signal in Richtung deutscher Mehrheitsgesellschaft und muslimischer Ge-

meinschaft ausgesendet. Bundesinnenminister Schäuble testiert die symbolische Aner-

kennung der Religion im öffentlichen und politischen Raum zu Konferenzbeginn so 

auch mit dem Satz: „Der Islam ist Teil Deutschlands und Teil Europas, er ist Teil unse-

rer Gegenwart und er ist Teil unserer Zukunft“ (Schäuble 2006a: 1). Diese Botschaft 

richtet sich zum einen an die rund vier Millionen Muslime in der BRD, indem sie unter-

streicht, dass sie mit ihrer religiösen Identität in Deutschland willkommen sind, und sie 

zugleich auffordert, an der Zukunft Deutschlands mitzuarbeiten. Und sie macht zum 

anderen ebenso in Richtung der autochthonen deutschen Bevölkerung deutlich, dass der 

Islam kein Gastarbeiterglaube mehr ist, der irgendwann wieder verschwinden wird (Lau 

2006b: 6). Bade (2007b) sieht in Bezug auf die DIK in der von manchem Beobachter 

„viel geschmähten“ Symbolpolitik die Chance, folgenreiche Brückenschläge in bis da-

hin gestörte Kommunikationszusammenhänge zu bauen (ebd.: 53). Schuler (2009) lobt 

hieran anschießend auch den durch die Islam Konferenz erzielten „atmosphärischen 

Gewinn“ im Verhältnis von Staat und Muslimen (ebd.: 1).  

                                                
202  Die inhaltsanalytische Auswertung zu den Kategorien 2 (Stärken der DIK), 4 (Änderungsbedarf beim Format 

der Deutschen Islam Konferenz) und 8 (Einfluss der DIK auf die Integrationspolitik des Bundes) findet sich er-
gänzend im Anhang. 
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Den positiven symbolischen und atmosphärischen Effekten der DIK haften jedoch 

zugleich eine Reihe von Problemen an, die ihre Tragweite einschränken. So können sie 

ihre Wirkung nur dann voll entfalten, wenn die Arbeit und Ergebnisse der Islam Konfe-

renz von der Öffentlichkeit als ihrem zentralen Adressaten in einem ausreichenden Maß 

wahrgenommen wird. Mit Blick auf dieses Kriterium bescheinigt der Sachverständigen-

rat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) der DIK in seinem Jahres-

gutachten 2010 jedoch eine geringe gesellschaftliche Durchdringung. So geben im 

SVR-Integrationsbarometer nur 12,5 Prozent der befragten Personen ohne und 11,4 Pro-

zent der Personen mit Migrationshintergrund an, dass ihnen die DIK „gut bekannt“ ist 

(Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration 2010: 39). Die 

Wissenschaftler bescheinigen der Konferenz damit nicht nur einen prinzipiell geringen 

Bekanntheitsgrad, sondern belegen, dass Zuwanderern die schwarz-rote Regierungsini-

tiative in einem noch geringeren Maß als der Mehrheitsbevölkerung bekannt ist, obwohl 

das Dialoggremium gerade der Anerkennung der Zuwandererbevölkerung in der Ein-

wanderungsgesellschaft dienen soll (ebd.: 20).  

Die symbolische Anerkennung des Islams ist außerdem von fragiler Natur, weil 

sie sich bisher ausschließlich auf die symbolische Ebene erstreckt und sie nicht durch 

die Anerkennung islamischer Verbände als Religionsgemeinschaften oder die Überfüh-

rung der DIK in ein unabhängigeres Format institutionalisiert wird. Aus diesem Grund 

ist das getätigte symbolische Bekenntnis stets politischen Rahmenbedingungen und per-

sonalen Einflüssen ausgesetzt, wie die eingangs erwähnten Äußerungen von Innenmi-

nister Friedrich, der Islam gehöre nicht zu Deutschland, beispielhaft illustrieren.  

Das rhetorische Bekenntnis des Staates zum Islam und der initiierte nationale 

Verhandlungsprozess erhöhen ferner die Notwendigkeit eines verantwortungsvollen und 

sensiblen Umgangs aller beteiligten Akteure miteinander. Während ein Scheitern von 

Gesprächen auf Länderebene nur einen begrenzten negativen Wirkungskreis hat, ändert 

sich die Situation mit DIK grundlegend, da sich ihr Aktionsradius auf die gesamte Bun-

desrepublik erstreckt. 

Die Islam Konferenz stellt (2) den Dialog von Staat und Religionen und insbeson-

dere der religiösen Gemeinschaften, die nicht über den Status von Körperschaften des 

öffentlichen Rechts verfügen, auf eine neue Stufe. Die DIK überwindet die Jahrzehnte 

dauernde Sprachlosigkeit zwischen staatlichen Einrichtungen und der muslimischen 

Gemeinschaft. Wenngleich das Problem eines zentralen Ansprechpartners auf islami-
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scher Seite durch die DIK nicht gelöst wird, zeigt sie dennoch, dass ein Austausch auf 

bundesstaatlicher Ebene sinnvoll ist und dauerhaft funktionieren kann. Die Einrichtung 

ist ein öffentlicher Beleg dafür, dass beide Seiten dialogfähig und gesprächswillig sind. 

Zugleich werden die islamischen Verbände von der Bundesregierung zu politischen An-

sprechpartnern aufgewertet. Ihnen wird zwar kein Alleinvertretungsanspruch für die 

muslimische Gemeinschaft zugesprochen, dennoch definiert die erste Islam Konferenz 

auch die Rolle der Verbände neu. Obwohl das Dialogverständnis der Gesprächsplatt-

form in vielerlei Hinsicht Schwächen aufweist, verfügt es zudem über die Stärke, dass 

es die gesamtgesellschaftliche Sichtweise auf Integration verändert. So verdeutlicht die 

Gründung der DIK, dass auch der Mehrheitsgesellschaft spezifische Aufgaben in Integ-

rationsprozessen zufällt und für ein Gelingen das Engagement beider Seiten notwendig 

ist. Die Einrichtung unterstreicht folglich auf höchster staatlicher Ebene den Prozess-

charakter von Integration. 

Und (3) führt das Format der Deutschen Islam Konferenz bei allen involvierten 

Akteurgruppen zu signifikanten Lerneffekten. Auf staatlicher Seite wird das Verständ-

nis für die Religion und Spezifika des organisierten Islams geschärft. Die Studie „Mus-

limisches Leben in Deutschland“ schafft in Ergänzung erstmalig eine verlässliche Da-

tenbasis und veranschaulicht dabei die mittlerweile auch hohe quantitative Stärke der 

muslimischen Gemeinschaft in Deutschland. Auf der anderen Seite sammeln insbeson-

dere die organisierten Muslime wertvolle Erkenntnisse im Umgang mit staatlichen Dia-

logpartnern und institutionalisierten Verhandlungsprozessen, die für ihren Weg zur 

rechtlichen Anerkennung als Religionsgemeinschaften von Vorteil sind.  

5.6.2 Gouvernementaler Paradigmenwechsel im Umgang mit dem Islam 

Mit der Einberufung der ersten Deutschen Islam Konferenz wird von der schwarz-roten 

Bundesregierung eine neue Phase in der Zuwanderungs- und Integrationspolitik einge-

leitet (Meier-Braun 2006: 206). In Rekurs auf Kapitel 4.3 entwickelt sich das Politikfeld 

Integration in der 16. Wahlperiode nicht nur zu einem erklärten Schwerpunkt der Regie-

rungsarbeit auf Bundesebene, sondern es verändert sich in diesem Prozess auch die Rol-

le von Migranten in der Integrationspolitik. Sie werden mehr und mehr zu Policy-

Subjekten und als Gesprächspartner unmittelbar in den Integrationsdialog einbezogen. 

Die Einberufung der Islam Konferenz stellt im Zusammenspiel mit dem Integrationsgip-

fel einen substantiellen Entwicklungsschub bzw. einen neuen Innovationsschritt in der 
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nachholenden Integrationspolitik der Bundesrepublik dar (Bade 2007b: 52f.). Der damit 

verknüpfte gouvernementale Paradigmenwechsel im Umgang mit dem Islam hat jedoch 

nicht nur inhaltliche und organisationale Auswirkungen auf das Politikfeld Integration, 

indem die Exekutive mit der DIK erstmalig direkt in einen Verhandlungs- und Kommu-

nikationsprozess mit einer einzelnen Zuwanderergruppe tritt und Religion dabei zu ei-

nem zentralen Distinktionsmerkmal wird. Zudem erhält die deutsche Sicherheitspolitik, 

deren Einflüsse in der DIK inhärent sind, mit dem Format Islam Konferenz ein erweiter-

tes Instrument der Krisenprävention. Die in Kapitel 5.2.1 genannten Gesprächs- initiati-

ven zwischen Sicherheitsbehörden und islamischen Verbandsvertretern nach dem 11. 

September 2001, werden mit der Einrichtung der DIK auf ein neues Niveau gebracht 

und der Kulturdialog als ein Bestandteil von nationaler sowie internationaler Sicher-

heitspolitik aufgefasst (Bundestags-Drucksache 16/10034: 43). Die DIK schafft also für 

die deutsche Integrations- und Sicherheitspolitik in der 16. Wahlperiode einen in dieser 

Form neuen institutionalisierten Rahmen, innerhalb dessen der Staat und Vertreter der 

Muslime auf Bundesebene in einen gemeinsamen Dialog treten. Dieser neue politische 

Ansatz wird von Halm (2008) auch als Versuch einer Domestizierung des Islams mit 

neuen Mitteln bezeichnet (ebd.: 12), während Amir-Moazami (2009) in der DIK vor 

allem einen Dialog durch Erziehung sieht (ebd.: 188).203 

Die Gesprächsplattform Islam Konferenz weist hieran anknüpfend zwei besondere 

charakteristische Merkmale auf. Die Muslime avancieren im Rahmen der Konferenz zu 

einer entscheidenden, jedoch nicht gleichberechtigten Akteurgruppe. Alle wesentlichen 

Grundlagen der DIK werden – wie schon in der Integrationspolitik vor 2005 – weiterhin 

von staatlicher Seite gelegt. Der Transformationsprozess der Muslime von Policy-

Objekten zu Policy-Subjekten ist mit dem Start der DIK folglich nicht abgeschlossen, 

wird jedoch in ihr Wesen institutionell implementiert. Bei der Konferenz handelt es sich 

in Rekurs auf das Institutionenverständnis aus Kapitel 2.3.2 jedoch nicht um eine voll 

ausgebildete Institution. Sie schafft zwar ein Muster sozialer Beziehungen und verfügt 

über einen Ordnungs- und Regelungscharakter, dieser wird jedoch nicht durch eine voll 

ausformulierte Geschäftsordnung ergänzt. Damit ist der Bezugsrahmen der DIK, der 

„die Mitgliedschaft komplexer Akteure, die zur Verfügung stehenden materiellen und 

rechtlichen Handlungsressourcen und damit auch die Menge legitimer Handlungsweisen 

sowie die Kompetenzen der handelnden Akteure, sondern auch die von ihnen verfolgten 
                                                
203  Der Domestizierungs-Aspekt wird auch von der Islam-Beauftragten der SPD-Bundestagsfraktion Lale Akgün 

vorgebracht (Akgün-Interview vom 04.08.2011).  
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Ziele“ beinhaltet, im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus nicht vollumfassend 

ausgebildet (Scharpf 2000: 79). Die Dauerhaftigkeit der DIK ist ferner an den Zeitraum 

einer Wahlperiode gekoppelt, was ihren Institutionencharakter ebenfalls abschwächt. 

Durch die Kombination dieser Faktoren handelt es sich bei der Einrichtung in einer bi-

lanzierenden Gesamtbetrachtung daher vielmehr um ein deliberatives Regierungsgremi-

um. Ein solches definiert sich nach Zinterer (2007) als Einrichtung, deren primäres Ziel 

die Erarbeitung inhaltlicher Empfehlungen, etwa zu bestimmten Policy-Problemen, ist 

(ebd.: 149).  

In dieser Form und in Abgrenzung zu einer voll ausgebildeten Institution sind die 

Existenz und Ausgestaltung der Einrichtung somit stärker an den politischen Willen und 

die inhaltlichen Vorstellungen der jeweiligen nationalen Regierung gebunden. Die De-

pendenz von politischen Rahmenbedingungen ist nicht unproblematisch und erklärt 

auch den Zeitpunkt der DIK-Einsetzung. So weist Hermani (2010) darauf hin, dass in 

der ersten Phase nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 die Dialogbereit-

schaft eines Bundesinnenministers gegenüber dem Islam als Schwäche angesehen wor-

den wäre (ebd.: 27). Erst nach Ende dieser Phase und im Zusammenspiel mit der Bil-

dung einer Großen Koalition öffnet sich ein politisches Handlungsfenster, um den Dia-

log mit dem Islam zu intensivieren. Hinzu kommen individuelle Einflussfaktoren. Die 

von Wolfgang Schäuble verfolgte Inklusions-Strategie sowie sein nachhaltiges Werben 

für eine intensivierte gesellschaftliche Auseinandersetzung mit dem Islam sind wichtige 

Faktoren für die Umsetzung der DIK. Zugleich erhöht die ihm zugeschriebene Rolle als 

„Law-and-Order-Minister“ die Akzeptanz für einen gemeinsamen Dialog in der Öffent-

lichkeit und in den Unionsparteien (Langguth 2007: 1). Lau (2009) fasst Schäubles Rol-

le treffend wie folgt zusammen: „Deutschland hat noch kein Integrationsministerium, 

aber einen Integrationsminister in einem ganz wörtlichen Sinn: Er hält die widerstrei-

tenden Pole in der Konferenz zusammen, die islamkritischen Feministinnen und die 

konservativen Herren von den Verbänden, die ihn gleichermaßen respektieren. Und er 

kann auch die skeptischen Teile der deutschen Mehrheit integrieren, vielleicht gerade 

weil er selber früher harte Töne angeschlagen hat“ (ebd.: 11).204 

                                                
204  Zur Rolle von Schäuble aus Sicht der DIK-Mitglieder siehe vertiefend Tabelle 5 im Anhang der Studie. 
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5.6.3 Inadäquate Behandlung der Problemfelder Arbeit, Bildung und Sprache 

Die erste DIK weist nicht nur in ihrer konzeptionellen Beschaffenheit, sondern auch in 

ihrer praktischen Arbeit eine dominierende Fokussierung auf religiöse sowie religions- 

und sicherheitspolitische Inhalte und Fragestellungen auf. Auffällig ist in diesem Zu-

sammenhang jedoch die Dominanz und Übergewichtung dieser Themenkomplexe, ob-

wohl die Verbesserung der strukturellen Integration ebenfalls zum expliziten Gegen-

standsbereich der Einrichtung zählt. Nachdem Kapitel 3.4 die zentrale Bedeutung des 

Handlungsfeldes Arbeitsmarkt, Bildung und Sprache hervorgehoben hat, wird dessen 

Relevanz für erfolgreiche Eingliederungsabläufe gleichfalls von vielen Exekutivakteu-

ren immer wieder betont. So erklärt Bundeskanzlerin Angela Merkel hierzu in ihrer 

Regierungserklärung zum schwarz-roten Koalitionsvertrag 2005 im Deutschen Bundes-

tag: „Ich bin der Überzeugung, dass Integration nur gelingen kann, wenn ausländische 

Kinder konsequent dazu gebracht werden und auch die Möglichkeit haben, Deutsch zu 

lernen. (...) Ansonsten haben sie vom ersten Schultag an nicht die Chancen, die wir 

ihnen geben müssen, um auch ihnen ein gutes Leben in unserem Land zu ermöglichen“ 

(Plenarprotokoll 16/4: 83). Bundesinnenminister Schäuble äußert sich diesbezüglich in 

ähnlicher Weise, indem er immer wieder ein klares Plädoyer für Sprache und ihre Be-

deutung für Integrationsprozesse hält (Schäuble 2006e: 13ff.). Auch für Brigitte Zyp-

ries, die an der Konferenz als amtierende Bundesjustizministerin teilnimmt, stellt die 

Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund die zentrale integra-

tionspolitische Herausforderung dar (Zypries-Interview vom 11.08.2008). Und selbst 

die von der DIK in Auftrag gegebene Studie „Muslimisches Leben in Deutschland“ hebt 

in ihren Schlussfolgerungen die Notwendigkeit einer besseren Integration bei Sprache 

und Bildung heraus (Haug/Müssig/Stichs 2009: 18f.).  

Vor diesem Hintergrund ist es schwierig nachzuvollziehen, warum das zentrale 

Handlungsfeld Arbeit, Bildung und Sprache in einem dreijährigen Kommunikationspro-

zess, der unter Beteiligung von mehr als 100 Experten, Politikern und Wissenschaftlern 

stattfindet, keine größere Aufmerksamkeit findet und die punktuelle Auseinanderset-

zung mit ihm nur einen Teil der muslimischen Gemeinschaft einbezieht.205 Zwar lässt 

sich die thematische Einseitigkeit der DIK in Teilen mit dem parallel laufenden Integra-
                                                
205  Flankierend ist festzuhalten, dass muslimische Migranten der ersten und zweiten Generation das Schulalter 

längst verlassen haben und über die Institution Schule nicht mehr erreicht werden können. Wenn sich die erste 
Islam Konferenz also überhaupt mit diesen beiden Integrationsdimension beschäftigt, z.B. beim Thema der 
Einführung eines islamischen Religionsunterrichts an staatlichen Schulen, dann geschieht das ausschließlich 
mit Fokus auf junge Muslime. 
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tionsgipfel erklären, der sozio-ökonomische Aspekte sowie Sprachförderung und Bil-

dung eingehender behandelt.206 Sie verdeutlicht jedoch gleichermaßen, dass die Leitung 

der Islam Konferenz durch das Bundesinnenministerium dahingehend problematisch ist, 

dass die Behörde vor allem ihre Zuständigkeitsbereiche – Religionsangelegenheiten, 

Islamismus-Bekämpfung, Innere Sicherheit und interkultureller Dialog – in den Vorder-

grund stellt, während andere wichtige Integrationsaspekte im Konferenzrahmen erkenn-

bar unterbelichtet bleiben. 

5.6.4 Kollektive Integration der Muslime als Verfassungsfrage 

Die erste DIK beschäftigt sich analog zum jüngeren deutschen Integrationsdiskurs über-

geordnet mit der Frage, wie der Islam in Deutschland eingebürgert werden kann. Wäh-

rend sich hinter dieser Fragestellung im Abstrakten „die gesellschaftliche Komplexität 

von Integrationsprozessen von religiös pluralen Gesellschaften“ verbirgt, versucht sich 

die Islam Konferenz mit ihrem Agenda-Setting dieser Herausforderung im Hinblick auf 

den Islam auf individueller und kollektiver Ebene anzunähern (Beck 2005: 6). Mit Fo-

kus auf den einzelnen Muslim thematisiert sie die sozio-ökonomische und kognitive 

Integrationsdimension, wie eben festgehalten, jedoch nur unzureichend. Der Schwer-

punkt der Konferenzarbeit liegt vielmehr auf Kollektivebene. Da es jedoch prinzipiell 

nicht möglich ist, eine Religion einzubürgern, sondern stets nur Individuen eingegliedert 

werden können, geht es bei der zuvor genannten Fragestellung vielmehr darum, die 

rechtliche Integration des Islams voranzubringen. In diesem Feld kann das Gremium 

eine Reihe von Ergebnissen – z.B. das gemeinsame positive Bekenntnis zur Werteord-

nung der deutschen Verfassung und zum Rechtsstaat – und Vorschlägen, etwa zum 

Themenbereich islamischer Religionsunterricht und Ausbildung von Lehrpersonal an 

deutschen Hochschulen, erarbeiten und damit punktuelle Fortschritte erzielen.  

Bei der, für eine substantielle Verbesserung der kollektiven religiösen Integration 

von Muslimen, entscheidenden Frage nach legitimierten muslimischen Ansprechpart-

nern werden im Rahmen der DIK jedoch keine beachtenswerten Verbesserungen er-

                                                
206  Die Wahrnehmung einiger Konferenzakteure und DIK-Beobachter, dass es sich bei der ersten Deutschen Islam 

Konferenz und dem Integrationsgipfel um Konkurrenzveranstaltungen und einen Wettbewerb um die Zustän-
digkeit für das Thema Integration zwischen Innenminister Schäuble und der Integrationsbeauftragten Böhmer 
handele, muss vor diesem Hintergrund zumindest relativiert werden, da beide Einrichtungen in Teilen erkenn-
bar andere Themen bearbeiten (Akgün-Interview vom 04.08.2011; Nakschbandi-Interview vom 11.08.2011). 
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reicht.207 Die Konferenzzusammensetzung hat mit ihrer Einbeziehung von organisierten 

und nicht-organsierten Muslimen den Etablierungsprozess einer islamischen Repräsen-

tationsinstanz auf Bundesebene sogar konterkariert, indem sie ihre Dualität für zukünf-

tige Dialoggremien zu einem Standard macht. So greift auch die zweite Deutsche Islam 

Konferenz auf das Prinzip, wenngleich mit einer modifizierten personellen Zusammen-

stellung bei den Einzelmitgliedern, neuerlich zurück und unterstreicht damit dessen pro-

totypischen Charakter. Obwohl, wie in Kapitel 5.4.5.3 diskutiert, die Einbeziehung von 

Kulturmuslimen Vorteile für die Dialogarbeit bringt – im Fall der Islam Konferenz ver-

fügen sie als Zuwanderer-Eliten über eine wichtige Vorbildfunktion für die muslimische 

Gemeinschaft – wird mit dem von der Bundesregierung verfolgten Ansatz die Ent-

wicklung einer nationalen Vertretungsinstanz verlangsamt.208  

Durch die Islam Konferenz verringert sich nicht nur das öffentliche Interesse an 

der Ausbildung einer entsprechenden Instanz, da in den Augen von Bürgern und Politik 

bereits ein entsprechendes Dialogforum vorhanden ist. Es mindert zugleich die Koope-

rations- und Anpassungsbereitschaft der islamischen Verbände, da ihnen mit den Ein-

zelmuslimen eine konkurrierende Gruppe zur Seite gestellt wird. Hinzu kommt, dass der 

Zusammenschluss von religiösen islamischen Organisationen zu einem relativ homoge-

nen bzw. mehreren konfessionell unterschiedlichen Spitzenverbänden keine Vorbedin-

gung für eine Teilnahme an der DIK ist.209 Auch wenn eine solche „Voraussetzung“ die 

muslimische Verbandslandschaft vor erhebliche Herausforderungen stellt und nach An-

sicht von Elyas (2005) sogar einen „neuen“ Typ von islamischen Dachverbänden ver-

langt, in dem „keine Tradierung der Herkunftskulturen“ stattfindet und der Gruppenego-

ismus in den Hintergrund rückt, hätte die DIK diesbezüglich eine wichtige und stimulie-

rende Rolle wahrnehmen können (ebd.: 15). Dass die Einrichtung nicht als Katalysator 

für die Weiterentwicklung vorhandener Strukturen fungiert, belegt anschaulich die 

Gründung des Koordinierungsrats der Muslime, der in keinem wesentlichen Punkt die 

rechtlich-formalen Anforderungen eines legitimierten bundesweiten Ansprechpartners 

erfüllt, sondern primär als ein Zweckbündnis der vier sunnitischen DIK-Verbände ein-

zuordnen ist.  

                                                
207  Beck (2005) weist darauf hin, dass es der deutsche Staat beim christlichen Religionsunterricht mit mindestens 

drei Ansprechpartnern – die protestantische, katholische und orthodoxe Kirche – zu tun hat. Es sei daher legi-
tim, dass es bei den Muslimen ebenfalls nicht nur einen einzigen zentralen Ansprechpartner gibt (ebd.: 8). 

208  Die Bundesregierung setzt sich damit zugleich dem Vorwurf der Verbände aus, gar nicht an einem Zusammen-
schluss aller organisierten Muslime in Deutschland interessiert zu sein (Rosenow/Kortmann 2011: 73).  

209  Unter „konfessionell“ werden in diesem Fall die drei wesentlichen Strömungen des Islams, das Sunnitentum, 
Schiitentum und Alevitentum, verstanden.  
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Der Bedeutungsgewinn des Islams in Deutschland beinhaltet darüber hinaus eine 

verfassungsrechtliche Dimension, die im Rahmen der ersten Islam Konferenz, aber auch 

im übergeordneten Integrationsdiskurs nicht adäquat behandelt wird. Die Feststellung, 

dass die Integration des Islams insbesondere eine Verfassungsfrage ist, gilt im Hinblick 

auf einzelne Grundrechte und betrifft auf institutioneller Ebene ebenso das Religions-

verfassungsrecht (Kloepfer 2006: 45). Die gesellschaftspolitischen und letztlich oftmals 

juristischen Auseinandersetzungen der vergangenen zehn Jahre zu den Themen Kopf-

tuch im öffentlichen Dienst, Schächten, islamischer Religionsunterricht oder Moschee-

bau, in denen es im Wesentlichen um die Ausgestaltung und Grenzen des Grundrechts 

der Religionsfreiheit geht, illustrieren symptomatisch die neuen Herausforderungen für 

das deutsche Grundgesetz, die mit dem Vordringen des Islams verbunden sind.  

Ähnliches gilt für das Staatskirchenrecht. Während auch die Debatten in der DIK 

hauptsächlich das Handlungsmoment und die strukturelle Anpassungsnotwendigkeit der 

islamischen Verbände an das Staatskirchenrecht der BRD betonen, wird hierbei insge-

samt außer Acht gelassen, dass es für dieses ebenfalls einen kontextbedingten Modifi-

zierungsbedarf gibt. Wie in Kapitel 5.1.1 festgehalten, stammen zentralen Eckpfeiler 

des Religionsverfassungsrechts aus der Weimarer Reichsverfassung und sind vom Par-

lamentarischen Rat als Kompromissregelung in das Grundgesetz eingegliedert worden. 

Die darin enthaltenen Rechtsnormen sind historisch im Rahmen einer homogenen Ge-

sellschaft entstanden. Durch das Zusammenspiel von eingewanderten religiösen Ge-

meinschaften und anhaltenden Pluralisierungstendenzen sind die gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen in Deutschland in den vergangenen 100 Jahren signifikanten 

Wandlungsprozessen unterworfen. Auf dieser Grundlage ist es in einem staatlichen Ver-

handlungs- und Kommunikationsprozess mit den Muslimen, der nach den christlichen 

Kirchen die drittgrößte Religionsgemeinschaft darstellt, auf Regierungsseite ebenfalls 

angezeigt, das geltende Religionsverfassungsrecht auf seine Aktualität zu überprüfen.210 

Hinsichtlich des Islams weist das Staatskirchenrecht zudem eine spezielle Besonderheit 

auf. Wenn in einem System ohne Kooperation von Staat und Kirche neue Religionsge-

meinschaften hinzukommen, hat das per se keine rechtlichen Konsequenzen. In 

Deutschland ist es im Fall der Muslime jedoch so, „als wollten die Mitglieder einer 
                                                
210  In diesem Kontext plädiert Kloepfer (2006) für eine „öffnende Modernisierung der Verfassung und Rechtsord-

nung für andere Religionen“ (ebd.: 53). Für ihn sind z.B. niedrigere Anforderungen an Organisationen nicht-
christlicher Religionen denkbar, die durch eine offenere Interpretation des Begriffs der Religionsgemeinschaf-
ten geschaffen werden sollen (ebd.). In eine ähnliche Richtung argumentiert auch Wall (2010), in dem er für 
Zwischenlösungen wirbt, die muslimischen Verbänden die Möglichkeit einräumen, Religionsunterricht an 
Schulen anzubieten (ebd.: 12). 
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frisch zugezogenen Familie in einen kleinen, seit langen Jahrzehnten bestehenden Club 

eintreten“ (Oebbecke 2005: 135).211  

Die Debatte um die individuelle und kollektive Eingliederung des Islam fügt sich 

außerdem, wie Rohe (2011) zusammenfassend konstatiert, in größere Gesellschaftszu-

sammenhänge ein. Er verweist damit auf die Frage, welche zukünftige Rolle Religionen 

und Weltanschauungen im öffentlichen Raum spielen und wie die Kooperation zwi-

schen ihren Organisationen und den staatlichen Ebenen in der BRD ausgestaltet werden 

soll (ebd.: 27). Zu diesem wichtigen Diskurs leistet das Format der Deutschen Islam 

Konferenz jedoch keinen substantiellen Beitrag.  

5.6.5 Fokusverschiebungen im gesellschaftspolitischen Diskurses  

Der politische Integrations- und Islamdiskurs in Deutschland ist in Folge des 11. Sep-

tember 2001 von einer verstärkten Überlappung geprägt (Halm 2010b: 295, 305). Die 

„Religionisierung“ der Integrationsdebatte führt in einer ersten Phase, auch in Rekurs 

auf Kapitel 3.4, nicht nur zu einer Umdeutung von Migranten mit muslimischem Hin-

tergrund zu „den Muslimen“, einer stärkeren Betonung des Zusammenhangs zwischen 

dem Islam und Bedrohungsszenarien sowie einer weitgehenden Aufhebung der Unter-

scheidung zwischen Islam und Islamismus, sondern charakterisiert sich zugleich durch 

eine Indifferenz im gesellschaftlichen und medialen Islambild (Seidel 2008: 253; 

Thränhardt 2010: 20). Die erste Islam Konferenz ist eine unmittelbare politische Ant-

wort auf diese Entwicklung, indem sie versucht, informationelle, integrations- und si-

cherheitspolitische Defizite und Problemstellungen institutionell zu bearbeiten. Der 

symbolträchtige Dialog des deutschen Staates mit den Muslimen auf hoher staatlicher 

Ebene führt, wie Hermani (2010) in ihrer Studie zur öffentlichen Perzeption der DIK 

darlegt, innerhalb des dreijährigen Konferenzzeitraums zu einer intensivierten und in 

großen Teilen auch differenzierten Betrachtung des Islams und der muslimischen Ge-

meinschaft. Bereits in der Konstituierung des Regierungsgremiums sieht Lau (2006b) 

einen Beleg dafür, dass die Muslime aus der Opferrolle katapultiert werden: „Die ewige 

Klage über den Generalverdacht, unter dem der Islam seit dem 11. September angeblich 

stehe, hat sich erledigt, wenn man als Partner auf Augenhöhe mit dem Innenminister 

verhandelt“ (ebd.: 6). Auch der Integrationsforscher Meier-Braun sieht eine positive 

                                                
211  Halm (2010b) sieht in der Diskussion um die Anerkennung muslimischer Gemeinschaften als Körperschaften 

des öffentlichen Rechts auch eine machtpolitische Auseinandersetzung, in der die Muslime durch ihre Diskurs-
situation „insgesamt schlecht aufgestellt“ sind (ebd.: 322).  
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Entwicklung im Diskurs, in dem Muslime nicht mehr nur negativ als Islamisten, son-

dern auch als Bereicherung für die Gesellschaft angesehen werden (Meier-Braun-

Befragung vom 08.08.2011).  

Die insgesamt positiven Effekte der ersten Deutschen Islam Konferenz in den ge-

nannten Problemfeldern gehen jedoch einher mit einer zweideutigen Fokusverschiebung 

im nationalen Integrationsdiskurs. Religion wird erstmals für eine Policy-Maßnahme 

der Bundesregierung zum entscheidenden Distinktionsmerkmal. Hiermit sind zweierlei 

Probleme verbunden. Die Fokussierung auf den Islam verbindet den religiösen und sä-

kularen Bereich. Diese Durchmischung kann vor allem dann zu Spannungen führen, 

wenn Religionen Werte vertreten, die denen des Staates entgegenstehen, oder wenn 

Gesetze durch das Befolgen von religiösen Vorschriften verletzt werden. Da der Islam 

keinen Säkularisierungsprozess durchlaufen hat und er als eine Art Ordnungs- und 

Rechtssystem für alle Lebensbereiche fungiert, wiegt dieser Einwand schwer. Zudem 

kann die „Islamisierung“ des Integrationsdiskurses den Grad an Fremdheitszuschrei-

bung – als einen zentralen relationalen gesellschaftlichen Definitions- und Attributions-

prozess – gegenüber Personen mit muslimischen Hintergrund durch die Mehrheitsbe-

völkerung erhöhen (Bergmann 2001: 37; Schubert/Meyer 2011: 15). Durch die Konfe-

renz wird ferner eine Problemzuschreibung (Muslime und Islamismus) durch eine neue 

ersetzt, indem sie den Eindruck verfestigt, dass Muslime einer gesonderten Integration 

bedürfen (Akgün 2009: 36).212 Die hierdurch beförderte defizitorientierte Sichtweise auf 

die muslimische Gemeinschaft stärkt nicht nur das oftmals transportierte Bild einer 

Gruppe aus abgeschotteten Sozialleistungsempfängern mit hohen Geburtenraten, son-

dern verdrängt zugleich, dass ein Großteil der Muslime in Deutschland erfolgreich inte-

griert ist (Foroutan 2010: 10; Thränhardt 2010: 20).  

5.7 Zweite Islam Konferenz und alternative Fortführungsmöglichkeiten 

Obwohl sich die deliberative Ausgestaltung, die Dualität bei der muslimischen Mitglie-

derauswahl und die asymmetrische Dialogkonzeption bereits bei der ersten Deutschen 

Islam Konferenz als ambivalent erweisen und als ausschlaggebende Gründe für deren 

Output-Defizit anzusehen sind, wird die Grundstatik der Einrichtung fast unverändert 

auf die zweite DIK übertragen. So nimmt die neue schwarz-gelbe Bundesregierung nach 

                                                
212  Das staatliche DIK-Mitglied Ehrhart folgt dieser Problematisierung nicht. Aus seiner Sicht ist es in der Regel 

sinnvoll, dass sich die Integrationspolitik auf eine Gruppe konzentriert, für die sie einen besonderen Diskussi-
ons- und Handlungsbedarf sieht (Körting-Interview vom 10.08.2011).  
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einer internen Evaluierungsphase mit der Wiederaufnahme der Konferenz im Jahr 2010 

nur wenige Modifikationen vor und richtet sie thematisch stärker an der Praxis aus 

(Walther 2010: 11). Zu den wichtigsten organisationalen Veränderungen zählen die Ein-

richtung eines Vorbereitungsausschusses, der das Plenum auf Arbeitsebene widerspie-

gelt, eine verbesserte Kooperation zwischen den Arbeitsgruppen sowie die verstärkte 

Einbindung externer Fachleute (Busch/Goltz 2011: 32f.). Beibehalten wird analog zur 

ersten DIK die Dualität und paritätische Konferenzzusammensetzung, wenngleich auf 

Regierungsseite die Städte und Kommunen durch sechs statt bisher vier Mitglieder per-

sonell besser eingebunden werden (ebd.: 33).  

Unter Bezugnahme auf die in dieser Studie gewonnenen Erkenntnisse wäre es in 

diesem Kontext jedoch zwingend erforderlich gewesen, die Deutsche Islam Konferenz 

mit dem Beginn der zweiten Phase in eine grundlegend veränderte Form zu überführen. 

Dieser Schritt ist nicht nur mit Blick auf die konzeptionellen Schwächen der Einrich-

tung notwendig, sondern begründet sich ebenso in der Besonderheit, dass die Persistenz 

der symbolischen Erfolge der ersten DIK entscheidend von einer erfolgreichen Weiter-

führung abhängt. Gelingt es, den Dialog zwischen Staat und Muslimen stärker output-

orientiert und reziprok zu gestalten, dann stellt die erste Deutsche Islam Konferenz eine 

wichtige integrationspolitische Weichenstellung dar. Werden die zuvor diagnostizierten 

Statikprobleme jedoch – wie im Fall der zweiten DIK – einfach transferiert, besteht die 

Gefahr, dass sich der Gesprächsprozess zu einem „Endlos-Dialog“ ohne belastbare Re-

sultate und sich die Konferenz zu einer Art selbstreferenziellem System entwickelt.213 

Um diesem Problem vorzubeugen, lassen sich idealtypisch drei Fortführungsmöglich-

keiten skizzieren, die mit unterschiedlichen Akzentuierungen das Potential besitzen, die 

identifizierten Konferenzmängel weitgehend zu beheben.  

In Variante 1 behält die Konferenz ihren nationalen Charakter, wird jedoch zu ei-

ner eigenständigen, nicht direkt von den jeweiligen Bundesregierungen abhängigen In-

stitution ausgebaut. Im Unterschied zur ersten und zweiten DIK werden die Teilnehmer 

nicht mehr von der Exekutive benannt, sondern von den jeweils dahinter stehenden Ak-

teurgruppen – inklusive den deutschen Parlamenten – nach einem festgelegten Schlüssel 

entsendet. Die Dialogeinrichtung erhält außerdem eine gemeinsam formulierte Ge-

schäftsordnung, eigene personelle und finanzielle Ressourcen und legt die Themen- und 

                                                
213  AG-Mitglied Meier-Braun unterstreicht diese Aussage, indem er der zweiten Islam Konferenz attestiert, dass 

diese die Ordnungspolitik nicht mehr in den Vordergrund stelle und damit drohe, nur noch eine „Alibifunktion“ 
auszufüllen (Meier-Braun-Befragung vom 08.08.2011).  
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Arbeitsschwerpunkte unter Beteiligung aller Akteure autonom fest. Der Staat wird in 

dieser Konstruktion zu einem gleichrangigen und durch eine Einbindung des Bundes-

tags demokratisch stärker legitimierten Verhandlungspartner.  

In Variante 2 wird die Konferenz zwischen Bund und Ländern aufgesplittet. Die 

jeweilige Ebene behandelt demnach ausschließlich die Themen, für die sie auf Basis des 

Grundgesetzes zuständig ist, was die Reichweite und Umsetzungswahrscheinlichkeit 

der Konferenzergebnisse automatisch erhöht. Im vorliegenden Fall ist es grundsätzlich 

möglich, dass alle 16 Bundesstaaten eigenständige Landesislamkonferenzen einberufen. 

In der Praxis wird es aber zunächst wahrscheinlich, dass vor allem diejenigen Bundes-

länder eigene Konferenzen einrichten, die über einen hohen muslimischen Bevölke-

rungsanteil – etwa Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Berlin – verfügen.214 

Die vorgenommenen Modifikationen am Konferenzformat setzen zugleich voraus, dass 

die an der DIK beteiligten islamischen Organisationen entsprechende Landesverbands-

strukturen ausbilden. Dieser Schritt ist im Hinblick auf das von den Verbänden formu-

lierte Ziel, als Religionsgemeinschaften und hieran anschließend als Körperschaften des 

öffentlichen Rechts anerkannt zu werden, jedoch zwangsläufig notwendig.215 

Variante 3 verbindet die beiden zuvor genannten Szenarien miteinander. Die Dia-

logplattform Deutsche Islam Konferenz wird dabei gleichermaßen inhaltlich und staats-

organisatorisch aufgeteilt. In Abgrenzung zu Variante 1 konzentrieren sich die Akteure 

auf Bundesebene jedoch vornehmlich auf die Etablierung einer nationalen muslimi-

schen Repräsentationsinstanz, die sich mit übergeordneten, nationalen Themen ausei-

nandersetzt. Wie in Variante 2 nehmen die Länder unter Berücksichtigung der föderalen 

Struktur der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Kompetenzen für die Bereiche Bil-

dung und Sprache, die eine Schlüsselfunktion in Eingliederungsprozessen einnehmen, 

sowie ihrer Zuständigkeit für die rechtliche Anerkennung von Religionsgemeinschaften, 

in Zukunft einen Großteil des institutionalisierten Dialogs zwischen Staat und muslimi-

scher Gemeinschaft wahr.  

                                                
214  In Bezugnahme auf das Subsidiaritätsprinzip ist ferner zu hinterfragen, warum der Dialog auf Bundesebene 

stattfinden muss, wenn die regionale Verteilung der Muslime in Deutschland aufgrund historischer Umstände 
ein so großes Ungleichgewicht aufweist.  

215  Die DITIB verfolgt z.B. bereits seit einiger Zeit eine „zweigleisige Strategie“ und versucht, in den Ländern 
entsprechende Strukturen aufzubauen (Rosenow/Kortmann 2011: 57f.).  



 

6 Zusammenfassende Thesen  

Bei der dieser Studie handelt es sich um eine sozialwissenschaftliche Untersuchung der 

ersten Deutschen Islam Konferenz. Ausgangspunkt der Analyse ist die Beobachtung, 

dass sich der jüngere deutsche Integrationsdiskurs trotz des intensivierten Dialogs zwi-

schen Staat und muslimischen Repräsentanten weiterhin als kontrovers darstellt und 

eine Reihe von integrationspolitischen Problemfeldern nach dem Ende der dreijährigen 

Konferenzarbeit ungelöst bleiben.  

Vor diesem Hintergrund untersucht die Abhandlung die Funktion und Reichweite 

der DIK und ihre Implikationen für die Integrationspolitik in Deutschland. Die Betrachtung 

nimmt außerdem eine Einordnung der ersten Islam Konferenz in die Integrationspolitik 

deutscher Bundesregierungen im Zeitraum von 1998 bis 2009 vor und ermöglicht es damit 

nicht nur, spezifische Policy-Charakteristika der Einrichtung zu identifizieren, sondern 

ebenso ihre Rolle im politischen Gesamtkontext unter Einbeziehung der islamistisch-

extremistischen Terroranschläge vom 11. September 2001 zu erfassen. Die Behandlung der 

DIK ist methodisch als quantitative Einzelfallstudie konzipiert und hat mehrere Adressaten: 

die politischen Akteure, die autochthone deutsche Gesellschaft und die muslimische Ge-

meinschaft. Als Analysegrundlage fungieren neben einer detaillierten Dokumentenanalyse 

zwölf Expertenbefragungen mit Teilnehmern und Beobachtern der DIK. Für die Untersu-

chung und Bewertung des Konferenzresultate kommen die Auswertungskategorien des 

akteurzentrierten Institutionalismus zum Einsatz, der den theoretisch-analytischen Be-

zugsrahmen der Studie bildet.  

Die zentralen Ergebnisse und Befunde der Studie werden in Form von sieben zusam-

menfassenden Thesen nachfolgend dargelegt und orientieren sich dabei inhaltlich an den in 

Kapitel 1 formulierten Forschungsfragen und Hypothesen. 

1) Bei der ersten Deutschen Islam Konferenz handelt es sich um keine eigenständige, 

voll ausdifferenzierte Institution, die sich mit den zentralen Dimensionen und Her-

ausforderungen deutscher Integrationspolitik adäquat auseinandersetzt, sondern 

vielmehr um ein deliberatives Regierungsgremium, das sich in seinen Diskursen 

vornehmlich mit religions- sowie sicherheitspolitischen Aspekten beschäftigt.  

Die Betrachtung der thematischen Ausrichtung, der Struktur, Arbeitsweise und Zusammen-

setzung der ersten Deutschen Islam Konferenz verdeutlicht, dass es sich bei der Einrichtung 

um keine unabhängige Dialog- und Kommunikationsplattform, sondern vielmehr um ein 
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deliberatives Regierungsgremium handelt. So stellt die DIK aufgrund ihrer Beschaffenheit 

und in Rekurs auf den Ansatz des akteurzentrierten Institutionalismus einerseits keine voll 

ausgeprägte, eigenständige Institution dar. Zum anderen behandelt die Einrichtung Einglie-

derungsprozesse vornehmlich aus religions- und sicherheitspolitischem Blickwinkel. In 

diesem Zusammenhang schließt das vom Bundesinnenministerium festgelegte Agenda-

Setting der Konferenz bereits auf konzeptioneller Ebene wesentliche Eingliederungsaspekte 

wie die sozio-ökonomische, kognitive und partizipatorische Integrationsdimension aus oder 

behandelt sie vor allem aus religiöser Perspektive. In der dreijährigen Konferenzpraxis wird 

dieses immanente Problem durch die Dominanz einzelner, oftmals kontroverser Debatten 

sowie durch Schwächen in der Verfahrenstechnik auf Arbeitsebene verstärkt. Aufgrund 

ihrer inadäquaten Themenbehandlung und Ausklammerung zentraler integrationspolitischer 

Handlungsfelder leistet die erste DIK auf individueller sowie kollektiver Ebene insgesamt 

keinen substantiellen Beitrag zur Verbesserung der materiellen Integration von Einwande-

rern aus muslimischen Kulturkreisen. Bei den in Zwischenberichten der Arbeitsgremien 

präsentierten Verhandlungsresultaten handelt es sich ferner ausschließlich um Empfehlun-

gen und Appelle, die im Detail zwar oftmals sinnvolle Vorschläge beinhalten, durch ihren 

unverbindlichen Charakter jedoch kein unmittelbares Realisierungspotential besitzen. Dar-

über hinaus verfolgt die Konferenz den für das moderne Verständnis von Integrationspro-

zessen zentralen Aspekt der Reziprozität nur unzureichend, da alle wesentlichen Struktur-

merkmale der Einrichtung – angefangen beim Aufbau, über die Themenauswahl, die Zu-

sammensetzung bis zur staatlichen Leitung – ausschließlich von Seiten der Bundesregie-

rung und nicht unter Beteiligung aller Dialogpartner bestimmt werden.  

2) Die Deutsche Islam Konferenz steht für die symbolische Anerkennung des Islams 

im öffentlichen Raum. Dieses zentrale und implizite Konferenzergebnis ist jedoch 

von fragiler Natur, weil es auf rhetorisch-symbolischer Ebene verbleibt und nach 

Ende der dreijährigen Dialogarbeit institutionell nicht verfestigt wird.  

Während die Islam Konferenz ein klares materielles Output-Defizit vorweist, lässt sich 

auf übergeordneter Ebene als wichtigstes Resultat der dreijährigen Konferenzarbeit die 

symbolische Anerkennung des Islams im öffentlichen Raum identifizieren. Diese spie-

gelt sich bereits in der eigentlichen Konferenzkonstitution wider und wird durch den 

neuartigen, im Rahmen der DIK auf nationalstaatlicher Ebene stattfindenden dreijähri-

gen Kommunikationsprozess zwischen Regierungsvertretern und Repräsentanten der 

muslimischen Gemeinschaft ausgedrückt. Diese Entwicklung wird zudem durch eine 
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Reihe öffentlicher Äußerungen von Bundesinnenminister Schäuble („Der Islam ist Teil 

unseres Landes“) politisch untermauert. Die DIK stellt in diesem Zusammenhang einen 

für alle Gesellschaftsakteure sichtbaren Beleg dar, der verdeutlicht, dass sich der Islam 

von einem Gastarbeiterglauben zu einer in Deutschland verankerten Religionsgemein-

schaft entwickelt hat. Die symbolische Wirkungskraft der Einrichtung wird jedoch 

durch ihren geringen Bekanntheitsgrad limitiert. Die öffentliche Anerkennung der Reli-

gion ist ferner von stark fragiler Natur, weil sie sich im Wesentlichen auf rhetorischer 

und symbolischer Ebene erstreckt und nach Ende der ersten Islam Konferenz keiner 

institutionellen Verfestigung unterliegt. Sie ist dadurch stets von externen Einflussfakto-

ren und den persönlichen Einstellungen zentraler politischer Akteure gegenüber dem 

Islam abhängig. 

3) Die erste Deutsche Islam Konferenz weist aufgrund ihrer spezifischen Mitglieder-

auswahl auf muslimischer Seite, ihres „Geheimhaltungsmodus“ auf Arbeitsebene 

und ihrer asymmetrischen Dialoggrundlage entscheidende Statikschwächen auf, die 

einen stärkeren materiellen Ergebnisoutput verhindern. 

Neben dem einseitigen staatlichen Agenda-Setting lassen sich ergänzend drei weitere 

Konstruktionsmängel diagnostizieren, die einen stärkeren Ergebnisoutput der ersten 

Islam Konferenz verhindern. Dazu zählt als bedeutsamster Faktor die personelle Zu-

sammensetzung der DIK auf muslimischer Seite. Aus staatsorganisatorischer Sicht han-

delt es sich bei der Einrichtung durch die Einbindung aller im Politikfeld Integration 

relevanten Ebenen und Exekutiv-Akteure um eine vergleichsweise gut austarierte Ein-

richtung. Die mangelnde Einbeziehung des Deutschen Bundestags als legislatives Ver-

fassungsorgan mindert zwar ihren Anspruch, eine Dialogplattform von Muslimen und 

deutscher Gesamtgesellschaft zu sein, und schwächt prinzipiell ihre demokratische Le-

gitimität, ist jedoch als kein zentraler Negativfaktor anzusehen. Ergebnismindernd stellt 

sich hingegen die gleichzeitige Einbeziehung von organisierten und nicht-organisierten 

Muslimen dar, da diese über weit auseinanderlaufende Handlungsorientierungen und -

logiken verfügen. Die duale Zusammensetzung führt im Verbindung mit der konkret 

vorgenommenen Personenauswahl, die inhaltlich polarisiert wirkt und verschiedenartige 

Zugänge zum Islam beinhaltet, zu Akteurkonstellationen, die ein hohes Konfliktniveau 

aufweisen. Dies führt in vielen Debatten dazu, dass Einigungen erschwert werden oder 

nur auf der Ebene des kleinsten gemeinsamen Nenners verbleiben. Erschwerend findet 
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ein Großteil des Dialogs oftmals nur zwischen den muslimischen Konferenzteilnehmern 

statt, während sich der deutsche Staat in eine moderierende Rolle zurückzieht. Der kon-

sequente Ausschluss der Öffentlichkeit von den Beratungen auf Arbeitsebene und die 

asymmetrische Dialoggrundlage des Verhandlungsprozesses, die keine Formulierung 

von gemeinsamen Zielen und keine Verständigung auf zu lösende Problemfelder bein-

haltet, stellen hieran anschließend zwei weitere Schwächen bei der Implementierung der 

DIK dar. 

4) Die erste Deutsche Islam Konferenz begreift die Gruppe der Muslime nicht nur 

verstärkt als Subjekte von Integrationspolitik, sondern schärft durch ihre intensive 

mediale Begleitung auch das Bild der islamischen Gemeinschaft in Deutschland. 

Mit der Einberufung der Konferenz wird jedoch gleichzeitig die Fokussierung auf 

Integrationsdefizite der muslimischen Bevölkerungsgruppe negativ verstärkt.  

Mit der Islam Konferenz – und dem Integrationsgipfel – verändert sich die Rolle von 

Einwanderern in der Integrationspolitik ab dem Jahr 2005 grundlegend. Während sie bis 

zu 16. Legislaturperiode ausschließlich Policy-Objekte sind, setzt mit der Einrichtung 

der DIK und des Integrationsgipfels eine Art Rollen-Transformationsprozess ein, in 

dessen Rahmen sie sich vermehrt zu Subjekten in der Integrationspolitik entwickeln und 

direkt in die Ausgestaltung von staatlichen Policy-Maßnahmen einbezogen werden. Die 

dreijährige Arbeit der ersten DIK führt durch eine intensive mediale Begleitung und die 

Veröffentlichung der ersten nationalen Repräsentativ-Studie „Muslimisches Leben in 

Deutschland“ außerdem zu einer erheblichen Schärfung des gesamtgesellschaftlichen 

Bildes von der Vielschichtigkeit des Islams und der Heterogenität der muslimischen Ge-

meinschaft. Durch den gemeinsamen Dialog wird zugleich auch die klare Trennung 

zwischen der Religion Islam und extremistisch-islamistischen Strömungen befördert. 

Der eingesetzte Wandel im öffentlichen Islambild reduziert sich jedoch nicht nur auf 

diesen Aspekt. Durch die Einsetzung einer Konferenz, die sich ausschließlich um die 

Verbesserung der Integration von Muslimen kümmern soll, gewinnt im Gegenzug unin-

tendiert eine defizitorientierte Sichtweise auf Muslime an Gewicht. So wird mit der 

Durchführung der Islam Konferenz letztlich der latente Eindruck der Mehrheitsgesell-

schaft bestärkt, dass es sich bei der muslimischen Gemeinschaft um eine schlecht ein-

gegliederte Gruppe handelt, der sich die schwarz-rote Bundesregierung mit einer eige-

nen integrationspolitischen Maßnahme gezielt annehmen muss.  
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5) Das der DIK zugrunde liegende Distinktionsmerkmal Religion ist als integrations-

politische Kategorie weitgehend ungeeignet, da es nicht nur die gesellschaftliche 

Fremdheitszuschreibung gegenüber Muslimen erhöht, sondern weil die Zugehörig-

keit zum Islam keinen signifikanten Einfluss auf Eingliederungsprozesse ausübt.  

Die Konzentration der deutschen Regierungspolitik auf das Distinktionsmerkmal Reli-

gion und die darauf gründende erste Deutsche Islam Konferenz verdeutlichen zwar im 

Positiven, dass es sich bei den Muslimen um keinen monolithischen Block handelt, die 

Fokussierung auf diese Kategorie erweist sich aber aus übergeordneter Sicht als ambi-

valent. Obwohl religiöse Aspekte und Praktiken für die Identität von Zuwanderern eine 

wichtige Funktion einnehmen und Religion neue Zugangs- und Anknüpfungsmöglich-

keiten zu Migrantengruppen schaffen kann, erhöht sie im Fall des Islams die gesell-

schaftliche Fremdheitszuschreibung gegenüber Muslimen und verbindet auf oftmals 

problematische Weise politische und religiöse Themen miteinander. Der Bedeutungs-

gewinn des Islams in der Integrations- und Sicherheitspolitik in Deutschland ist zwar 

durch die Ereignisse vom 11. September 2001 prädispositioniert, erweist sich integrati-

onspolitisch aber als nicht stichhaltig, da die Kategorie in Rekurs auf die MLD-Studie 

bei wichtigen Eingliederungsdimensionen keinen – im Positiven wie Negativen – Ein-

fluss ausübt. Zudem schreibt die anhaltende öffentliche Beschäftigung mit dem Faktor 

Religion diesem von außen eine überproportional starke Bedeutung im Alltagsleben von 

Muslimen zu. Für den Großteil von ihnen spielt sie zwar durchaus eine wichtige, jedoch 

keine allumfassende Rolle. Ferner werden so genannte Kulturmuslime über dieses spe-

zifische Distinktionsmerkmal und letztlich auch über die DIK nur unzureichend ange-

sprochen. Für die deutsche Integrationspolitik ist mit der Fokussierung auf die Katego-

rie Religion außerdem das Problem verbunden, dass der notwendigen integra-

tionspolitischen Beschäftigung mit anderen quantitativ relevanten Migrantengruppen zu 

wenig Beachtung geschenkt wird. 

6) Die deutschen Parteien in Regierungsverantwortung nehmen in der Integrations-

politik nach dem 11. September 2001 und insbesondere in der konzeptionellen Vor-

bereitung und parlamentarischen Begleitung des intensivierten Dialogs zwischen 

Staat und muslimischer Gemeinschaft weitgehend eine Zuschauerrolle ein.  

Die Betrachtung der integrationspolitischen Vorstellungen der vier Regierungsparteien 

CDU/CSU, SPD und Bündnis90/Die Grünen sowie des relevanten Bundesratsakteurs 
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FDP verdeutlicht, dass die Parteien – mit graduellen Unterschieden – in der jüngeren 

deutschen Integrationspolitik weitgehend eine programmatische Zuschauerrolle ein-

nehmen. Diese Feststellung gilt insbesondere im Hinblick auf die Gruppe der Muslime 

und die erste Deutsche Islam Konferenz. So fällt den untersuchten Parteien bei der kon-

zeptionellen Vorbereitung und parlamentarischen Begleitung des Dialogprozesses zwi-

schen deutschem Staat und muslimischen Repräsentanten keine signifikante Rolle zu. 

Das Politikfeld Integration stellt vielmehr – und das besonders deutlich in der 16. Legis-

laturperiode – eine Domäne der Regierung und einzelner Exekutivakteure wie Bundes-

innenminister Schäuble dar, von denen alle zentralen politischen Initiativen ausgehen.  

7) Die zweite Islam Konferenz übernimmt weitgehend die Konstruktionsfehler der 

ersten Auflage und führt auf Bundesebene zu einer Art „Endlos-Dialog“ ohne sub-

stantielle Ergebnisse. Die Zukunft des institutionalisierten Dialogs von Staat und 

muslimischen Repräsentanten liegt aufgrund der föderalen Ordnung der BRD 

vielmehr auf Länderebene.  

Das qualitative und quantitative Output-Defizit der ersten Deutschen Islam Konferenz 

macht grundlegende Modifikationen im zukünftigen Dialog zwischen Staat und musli-

mischen Repräsentanten notwendig. Dieser Schritt wird jedoch mit der zweiten Islam 

Konferenz nicht vollzogen, da diese die Statikschwächen der ersten Auflage größten-

teils übernimmt. Mittelfristig besteht hierdurch die Gefahr, dass sich das Gespräch mit 

den Muslimen zu einer Art „Endlos-Dialog“ ohne signifikante Resultate entwickelt. Um 

die Konstruktionsmängel des Formats zu beheben und den Gesprächsprozess insgesamt 

outputorientierter zu gestalten, ist eine Aufspaltung der Konferenz zwischen Bundes- 

und Landesebene erforderlich. In diesem Fall behandelt die jeweilige Ebene nur die 

Themen und Handlungsfelder, für die sie primär zuständig ist. Im Sinne des Subsidiari-

tätsprinzips werden damit nicht nur politische Verantwortlichkeiten transparenter darge-

stellt und durch die Aufteilung die Möglichkeit geschaffen, die Parlamente als zusätzli-

che Akteure einzubeziehen, sondern es wird gleichzeitig auch der Verbindlichkeits-

charakter von den gemeinsam erarbeiteten Ergebnissen erhöht. Da die Kompetenzen für 

Bildung und Sprache sowie die Zuständigkeit für die rechtliche Anerkennung von Reli-

gionsgemeinschaften auf Landesebene verortet sind, liegt die Zukunft des institutionali-

sierten Dialogs von Staat und Muslimen damit vor allem in den Bundesländern.  
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Anhang 

Kategorie 1: Herausforderungen für die Integrationspolitik in Deutschland 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Grundgesetzanerkennung als Basis für Integration 
- Integration als Eingliederung verschiedener Bevölkerungsgruppen inklusive ihrer 

kulturell-religiösen Identitäten 
Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Integrationspolitik untersteht Wandel 
- Relevanzgewinn der Islam-Thematik 
- Politik hat Nachholbedarf in der Integrationspolitik erkannt 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Religion wird integrationspolitisches Distinktionsmerkmal 
- Stärkere öffentliche Kenntlichmachung der Diversität der Religion Islams jenseits 

der Terrorismus-Debatte 
Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Marginalisierung von Menschen mit islamischem Hintergrund 
- Fehlende Aufnahmebereitschaft von Gesellschaft/Wirtschaft 
- Muslimische Zuwanderer mit neuem Selbstbewusstsein 
- Undifferenzierte öffentliche Islam-Debatte 

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Assimilation steht im Zentrum der Integrationsdebatte  
- Mangelnde religionspolitische Neutralität des Staates 
- Fokus auf Religion als Problem 
- Anerkennung von islamischen Verbänden als Religionsgemeinschaften als 

„Selbstverständlichkeit“  
Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Mangelnde Differenzierung von Problemlagen  
- Integrationsdefizite werden fälschlicherweise islamisiert 
- Islampolitik als Bestandteil von Integrationspolitik 
- Islamfeindlichkeit in Deutschland 

Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Akzeptanz des Verbleibs von türkischen Zuwanderern 
- Manifestierung von Vorurteilen gegenüber Muslimen nach dem 11. September 2001 
- Fokussierung des Integrationsdiskurses auf Religion  
- Für die Mehrheitsgesellschaft steht Religion für Desintegration 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Weltgesellschaft als Realität 
- 11. September führt zur stärkeren Beschäftigung mit dem Thema Religion und Islam 
- Integration von Muslimen als Aufgabe erkannt 

Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Integrationspolitik ist vor allem Bildungspolitik 
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Mühsame Einsicht, dass der Islam Teil Deutschlands ist 
- Zu lange Reaktionszeiten der Integrationspolitik auf Probleme 
- Geschlossene Diskussionen  
- Kein Dialog mit Muslimen „auf Augenhöhe“ 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Konzentration der Politik auf Glaubensfragen  
- Gültigkeit des Grundgesetzes für alle in Deutschland lebenden Menschen 

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- Gleichstellung des Islams im Zuge der Frage nach dem Verhältnis von Staat und 
Religion 

- Bildung und Sprache als zentrale Integrationsdimensionen 
- Integrationspolitik ist keine Innen- und Sicherheitspolitik 
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Kategorie 2: Stärken der ersten Deutschen Islam Konferenz 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Öffentlicher und politischer Lernprozess 

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Dialog von Regierungsvertretern und Muslimen auf höchster staatlicher 
Ebene 

- Breite öffentliche Auseinandersetzung 
- Bewusstseinsschärfung für bestehende Integrationsprobleme 
- Öffnung der Debatte innerhalb und außerhalb der Konferenz 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Staatliche Auseinandersetzung mit integrationspolitischen Fragestellungen 
und dem Thema Islam 

- Interreligiöse Fortbildung des Regierungsapparates 
- Austausch und Dialog zwischen allen DIK-Akteuren 

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Vermittlung eines differenzierteren Islambildes 

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Dialog und Austausch des Staates mit seinen muslimischen Bürgern  

Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Bereitschaft zum Dialog zwischen Staat und Muslimen 
- Religionsunterricht als sinnvoller Themen-Schwerpunkt 
- Öffentliches Bekenntnis der Muslime zum Grundgesetz 

Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Dialog zwischen Staat und Muslimen auf Augenhöhe 
- Freie Meinungsäußerung, offene Debatte 
- Intensivierung des innerislamischen Dialogs 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Dialogbereitschaft aller Akteure 
- Freie Debatte mit Ergebnissen 
- Erste DIK als Bekenntnis des Staates zum Islam als wichtige Religion in 

Deutschland 
Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Öffentliche Darstellung der innerislamischen Vielfalt  
- Präsentation von Erfolgsgeschichten durch Einbindung erfolgreicher 

Muslime 
- Hohe kommunikative Wirkung durch Ansiedlung auf Bundesebene  
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Offener Dialog 
- Behandlung von kontroversen Themen/Fragen  
- Untersuchung „Muslimisches Leben in Deutschland“ als 

integrationspolitischer Meilenstein  
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Opernbesuch aller Plenarmitglieder zu Konferenzbeginn 

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- nicht abgefragt -  
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Kategorie 3: Defizite der ersten Deutschen Islam Konferenz 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Heterogenität der Gruppe der Einzelmuslime 
- Zweckentfremdung der DIK als persönliche Präsentations- und 

Publikationsplattform  
- Defizite bei der Diskussionskultur 

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Starke Heterogenität der muslimischen Gruppe 
- Schlechte Außendarstellung der muslimischen Teilnehmergruppe  
durch kontroverse Auseinandersetzungen  
- Überbetonung religionsspezifischer Themen  
- Inadäquate Beschäftigung mit sozialer Integration  

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Polare Zusammensetzung der muslimischen Gruppe 
- Beschäftigung mit trivialen Themen 
- Output-Defizit der Konferenz 
- Mangelnde Kommunikation zwischen den AGs 

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Institutionelle Rivalität zwischen Kanzleramt und BMI 
- Dominanz von Sicherheitsaspekten  
- Keine Verbesserung des öffentlichen Islambildes  
- Ineffizienz und Politisierung 

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Einseitiges Agenda-Setting  
- DIK als Präventionsveranstaltung  
- Inadäquate Mitgliederauswahl: Aushebelung der staatlichen 

Religionsneutralität durch Einbeziehung von Einzelmuslimen 
Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Sicherheitspolitische Durchdringung der DIK behindert Fortschritte in der 
Integrationspolitik  

- Staatliche Verordnung von Themen, Personen und Zielen  
- Mangelnde Ergebnisoffenheit des Dialogprozesses 

Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Ungenügende Einbindung von islamischen Theologen  
- Allgemeine Diskussion, starker Eliten-und Expertendialog 
- Moderierende Rolle des Staates 
- Geringe Außendarstellung von Kontroversen  

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Kompromisscharakter vieler Ergebnisse  
- AG-Arbeit von Detaildiskussionen geprägt 

Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- nicht abgefragt -  
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Defizite in der Leitung der Arbeitsgremien  
- Inhaltliche Überschneidungen mit den Integrationsgipfeln 
- Ungenügender Austausch mit den IG-Arbeitsgruppen 
- Geringer Bekanntheitsgrad der DIK 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Format der Deutschen Islam Konferenz als Fehlkonstruktion  
- Sicherheitspolitische Aufladung 
- Diskussion redundanter Themen 
- Intransparente Teilnehmerauswahl 
- Mangelnde Legitimierung der Konferenzmitglieder  

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- Fehlende Einbindung des Deutschen Bundestags als legislatives 
Verfassungsorgan 
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Kategorie 4: Änderungsbedarf beim Format der Deutschen Islam Konferenz 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Stärkere personelle Einbindung von Theologen 
- Neue thematische Ausrichtung der Konferenz 
- Praxisorientierte Ausgestaltung der Gremienarbeit 
- Leitung der DIK durch das Bundeskanzleramt 

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Auswahl von konsensorientierteren Persönlichkeiten  
- Engere Verzahnung von IG und DIK 
- Fokussierung auf soziale und kulturelle Integration 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Einbezug von säkularen muslimischen Verbänden  
- Bessere Geschlechterrepräsentanz 
- Veränderte Themenschwerpunkte 
- Transparentere Öffentlichkeitsarbeit 

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Gemeinsame Zielformulierung aller Akteure zu Beginn der Konferenz 

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Keine Auswahl von Islamkritikern, Islam- und Religionsfeinden als 
muslimische Einzelvertreter 

- Stärkere personelle Kontinuität auf staatlicher Seite 
Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Betonung des Aspekts der Religionspolitik in der inhaltlichen 
Ausgestaltung der DIK  

- Verzicht auf Einzelvertreter 
- Anpassung des Konferenzablauf an zeitliche und personelle Ressourcen 

der Muslime  
Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Einbindung von Praktikern 
- Transparenteres Teilnehmer-Auswahlverfahren 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Formulierung langfristiger Konferenzziele 
- Umsetzung einer staatsvertragsähnlichen Regelung zwischen Staat und 

Verbänden als Ziel der DIK 
Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Verbesserungen in den Abläufen 
- Konfliktreduzierung zwischen islamischen Verbandsvertretern und 

Einzelvertretern 
- Einbindung von jungen Muslimen 
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Verringerung der Teilnehmerzahl  
- Neue Themenschwerpunkte 
- Straffung des Diskussionsprozesses 
- Externe Moderation  
- Zielorientierte Herangehensweise 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete,  
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Verkleinerung und Umbau zu einer Kommission 
- Neue Themenschwerpunkte: Angleichung der Rechte von 

Religionsgruppen, Reform des Staatskirchenrechts 
- Übergeordnete Debatte zur Frage: Wie viel Religiosität braucht dieses 

Land noch? 
Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- nicht abgefragt - 
 



242 Anhang 

Kategorie 5: Rolle und Funktion von Innenminister Schäuble in der DIK 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Rolle eines Mediators 
- Großes persönliches Engagement für die DIK 

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Glaubwürdiger Einsatz für die Integration der muslimischen Bevölkerung  
- Feingefühl im Umgang mit interkulturell sensiblen Themen 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Zentrale Rolle bei der Einberufung der DIK 

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Besetzung des Themas Islam und Integration für CDU/CSU  

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Bekenntnis zum Islam als gegenwärtigen und zukünftigen Teil 
Deutschlands 

- Vertrauenswürdiger, kluger, intelligenter Politiker 
- Umsetzung der DIK durch Schäuble als historisches und mutiges Projekt 
- „Die Islam Konferenz war ein Kind von Schäuble“ 

Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Konstruktive Rollenausübung  
- Hohe Aufnahmefähigkeit und Wissbegierigkeit 
- Gespür für Notwendigkeit einer Dialogintensivierung  
- Dominierende Person innerhalb der Bundesregierung 

Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Vermittlungs- und Brückenfunktion in konservative gesellschaftliche 
Kreise  

 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Einrichtung der DIK durch Schäuble  
- Kontinuierliche Beförderung des Dialogprozesses  
- Persönlicher Beitrag zur Etablierung von muslimischen Vertretern als 

anerkannte und gleichberichtigte Gesprächspartner  
Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Verfolgung neuer integrationspolitischer Ansätze 
- Schäuble unterstreicht mit der DIK, dass der Bundesinnenminister nicht 

nur „Polizeiminister“ ist 
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Starke persönliche Identifizierung mit den Projekt DIK  
- Einsetzung der DIK ohne Schäuble unwahrscheinlich 
- Zentrale Bedeutung von Schäubles Aussage, dass der Islam ein Teil 

Deutschlands ist 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete,  
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Versuch einer Politisierung und Domestizierung des Islams durch die 
DIK und Schäuble  

- Verfolgung von wahltaktischen Gesichtspunkten 
- Maßgebliche Rolle bei der Einsetzung der DIK 

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- Annahme der Rolle als Minister für Integration 
- Primäre Handlungsorientierung als Innenminister, den vor allem 

Sicherheitsfragen interessieren 
- Trägt mit Einsetzung der DIK und der stärkeren Beschäftigung mit dem 

Themenkomplex Integration/Islam gesellschaftlicher Realität Rechnung 



Anhang 243 

Kategorie 6: War die Islam Konferenz insgesamt erfolgreich? 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Insgesamt erfolgreich 
- Verbesserung der Wahrnehmung von Muslimen  
- Moderatere Berichterstattung der Medien  
- Initiierung eines institutionalisierten Dialogprozesses  

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Gesellschaftlicher Impuls durch die Aussage, dass der Islam zu 
Deutschland gehört 

- Absoluter Beitrag zur Verbesserung der Integration gering 
- Negative mediale Begleitung der DIK 
- Überhöhte Erwartungshaltung bei der Einsetzung  

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Eher erfolgreich als nicht erfolgreich 
- Stärkere Wahrnehmung des Themas Islam/Integration  
- Staatliche Beschäftigung mit dem Themenkomplex 
- Bestätigung der niedrigen Erwartungen  

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Keine Besetzung des Themas Integration durch SPD 
- Keine gesamtgesellschaftlich Erfolge durch die DIK 
- Bundeskonferenzen als ineffiziente, teure und politisierte 

Veranstaltungen 
Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Insgesamt kein Erfolg  
- Mangelende praktische Umsetzung der Ergebnisse 
- Einleitung eines Umdenkungsprozesses in der Politik  

Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Insgesamt erfolgreich 
- Dialog als Ziel  
- Geringe Fortschritte bei struktureller Islam-Integration 
- Gefühlte Anerkennung und wichtige gesamtgesellschaftliche 

Signalwirkung durch die DIK 
Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Verbesserung des Bekanntheitsgrades der Aleviten  
- Konferenz als Wendepunkt in der Integrationspolitik  
- Positiver atmosphärischer Beitrag  
- Bedeutungszuwachs des Themas Integration und Islam  

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Insgesamt erfolgreich 
- Erhöht öffentliche Aufmerksamkeit für Integrationsprobleme im Kontext 

mit dem Islam 
- DIK steht für Akzeptanz des Islams  

Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Erfolgreiche Bearbeitung religionspolitischer Themen 
- Vermittlung eines positiveren Bildes über den Islam  
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- Insgesamt erfolgreich 
- Versuch eines Dialogs mit den Muslimen auf „Augenhöhe“ 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete,  
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Notwendigkeit einer Beendigung der DIK nach 2009 
- Kein Beitrag zur Verbesserung der Islam-Akzeptanz in der deutschen 

Bevölkerung 

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- Kein signifikanter öffentlicher und parlamentarischer Niederschlag durch 
die DIK 



244 Anhang 

Kategorie 7: Das wichtigste Ergebnis der ersten Deutschen Islam Konferenz 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Konstruktive öffentliche Auseinandersetzung mit der Religion Islam 
- Einrichtung von Universitäts-Lehrstühlen 
- Empfehlung zur Einführung islamischen Unterrichts in den Schulen in 

deutscher Sprache 
Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Studie „Muslimisches Leben in Deutschland 
- DIK-Webseite  
- Einrichtung eines Integrationspreises 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Papier zur Gesellschaftsordnung 

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Keine Ergebnisse feststellbar  

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Schulpolitische Empfehlungen für die Länder 

Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Umfangreiche Handreichung zum Thema Religionsunterricht  
- Bekundung der Loyalität der Muslime zum Grundgesetz durch den 

intensiven Dialog 
- Muslime als Teil des Integrationsprozesses  
- Sichtbarmachung der Existenz von Muslimen in der Gesellschaft und 

ihrer strukturellen Organisation 
Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Dialog zwischen Muslimen und deutschem Staat 
- Einrichtung von islamischen Lehrstühlen  
- Handreichung zum Thema Religionsunterricht 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Politische und Öffentliche Anerkennung des Islams  
 

Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Institutionalisierter und dauerhafter Dialog zwischen Staat und Muslimen  
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- DIK initiiert eine Anerkennungskultur  
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Steigerung des Bekanntheitsgrades von bestimmten Gruppierungen und 
Einzelpersonen  

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- nicht abgefragt - 



Anhang 245 

Kategorie 8: Einfluss der DIK auf die Integrationspolitik des Bundes 

Quelle: Eigene inhaltsanalytische Auswertung und Zusammenstellung. Alle Angaben zu den Funktionen und Ämtern 
der befragten Personen gelten für den Konferenzzeitraum von 2006 bis 2009. 
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Badr Mohammed 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Implementierung der DIK-Ergebnisse auf föderaler und kommunaler 
Ebene als nächster Schritt 

Nassir Djafari  
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Kein direkter Einfluss, keine konkreten Gesetze 
 

Kenan Kolat 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Indirekter Einfluss beim Thema Religionsunterricht in staatlichen 
Schulen  

Walid Nakschbandi 
Einzelmitglied 
Individueller Akteur 

- Kein Einfluss erkennbar 

Ali Kizilkaya 
Islamrat für die BRD 
Kollektiver Akteur 

- Keine direkten Folgen feststellbar 
- DIK beinhaltet Show- und Symbolelemente  

Aiman A. Mazyek 
Zentralrat der Muslime  
in Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Lernprozess aller an der DIK beteiligten Bundesressorts  

Ali Ertan Toprak 
Alevitische Gemeinde  
Deutschland 
Kollektiver Akteur 

- Atmosphärische Veränderung in der deutschen Integrationspolitik 
- Dialog auf hoher staatlicher Ebene zwischen Migranten und 

Regierungsvertretern 

Dr. Ehrhart Körting 
Innensenator Berlin 
Kooperativer Akteur 

- Länder und Kommunen als zentrale integrationspolitische Ebene 
- DIK zeigt übergeordnet Integrationshemmnisse auf 

Brigitte Zypries MdB 
Bundesjustizministerin 
Kooperativer Akteur 

- Stimulation von rechtlichen Initiativen in den Ländern durch DIK 
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Prof. Dr. Karl-Heinz  
Meier-Braun 
Integrationsforscher 
Einzelakteur 

- DIK-Einfluss schwer messbar 
- Veränderungen im Islam-Diskurs: Muslime als Bereicherung für die 

deutsche Gesellschaft 
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Dr. Lale Akgün MdB 
Bundestagsabgeordnete,  
Islambeauftragte der  
SPD-Fraktion 
Einzelakteur 

- Kategorie Religion ungeeignet für Integrationspolitik 
 

Sibylle Laurischk MdB 
Bundestagsabgeordnete, 
Integrationspolitische  
Sprecherin der FDP 
Einzelakteur 

- DIK erhöht Bedeutung des Politikfeldes Integration  
- Erkenntnis, dass eine konstruktive Zuwanderung auch eine konstruktive 

Integration benötigt 


